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Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Abgeordneten 
Burger, Maucher, Härzschel, Rösing und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Wiedereingliederung körperlich, geistig und seelisch Behinderter in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Rehabilitation) 

- Drucksache VI/655 - 


Die Bundesregierung beantwortet die Große Anfrage 
wie folgt: 

L 

Die Bundesregierung sieht in der Eingliederung und 
Wiedereingliederung körperlich, geistig und see- j 
lisch behinderter Menschen in Arbeit, Beruf und Ge- : 
Seilschaft eine vorrangige Aufgabe fortschrittlicher 
Sozialpolitik, Im sozialpolitischen Teil der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 ist bereits 
angekündigt, die Bundesregierung werde besonders 
für die Mitbürger sorgen, die trotz Hochkonjunktur 
und Vollbeschäftigung im Schatten leben müssen, 
sie werde um verstärkte Maßnahmen bemüht sein, 
die den Behinderten in Beruf und Gesellschaft Chan- 
cen eröffnen, wo immer dies möglich sei. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung j 
hat in seiner Rede anläßlich der Beratung des Sozial- : 
berichts 1970 im Deutschen Bundestag am 6. Mai | 
1970 als besonders wichtige Anliegen die Schaffung ; 
der Chancengleichheit in der Bildung, eine gerech- i 
tere Vermögensverteilung und die Verbesserung 
des Schicksals der Millionen Behinderter genannt. 

Viele Behinderte können aus eigener Kraft nicht am i 
steigenden Wohlstand teilnehmen oder sich im Le- 
ben behaupten, sie brauchen die Hilfe des Staates : 
und aller sozialen Gruppen der Gesellschaft. 

Es fehlt an Einrichtungen, und es fehlen Fachkräfte, 
mit denen wirksamer als bisher geholfen werden ; 
kann. Die Bundesregierung sieht in einer verstärk- ; 
ten Hilfe für die Behinderten einen bedeutsamen ; 
Schritt zur Verwirklichung ihres Programms der : 
inneren Reformen. 

Die Maßnahmen zur Eingliederung und Wiederein- 
gliederung der Behinderten werden bei uns üb- 
licherweise mit dem Fremdwort „Rehabilitation" 
umschrieben, das unbequem auszusprechen, wenig 
eingängig und obendrein mißverständlich ist. Unter 
„Rehabilitation" kann sich, wie Umfragen ergeben 
haben, eine nicht geringe Zahl von Mitbürgern ent- 
weder gar nichts oder aber nur das vorstellen, was 
man im allgemeinen Sprachgebrauch zumeist dar- 
unter versteht, nämlich die Wiederherstellung von 
Ehre und Ansehen eines Menschen. Gleichwohl ist 
es aber bisher nicht gelungen „Rehabilitation" durch | 
ein besseres Wort zu ersetzen. 

Es erscheint deshalb angezeigt, der Antwort auf die i 
einzelnen Fragen zunächst einige allgemeine Aus- | 
führungen voranzustellen. ■ 


1. Zum Begriff der Rehabilitation 

Unter „Rehabilitation" werden alle Maßnahmen ver- 
standen, die darauf gerichtet sind, körperlich, gei- 


stig oder seelisch behinderten Menschen zu helfen, 
ihre Fähigkeiten und Kräfte zu entfalten und einen 
entsprechenden Platz in der Gemeinschaft zu fin- 
den; dazu gehört vor allem eine dauerhafte Ein- 
gliederung in Arbeit und Beruf. Hierbei kommt es 
nicht darauf an, ob die Behinderung angeboren ist 
oder ihre Ursache in einem äußeren Ereignis (Kriegs- 
verletzung, Unfall) oder einer schicksalhaften Er- 
krankung hat. Auf dem Wege von der Behandlung 
in der Klinik oder im Krankenhaus über die Vorbe- 
reitung auf den Beruf durch Anlernung, Ausbildung, 
Anpassung oder Umschulung bis zur Vermittlung 
eines Arbeitsplatzes und zur nachgehenden Betreu- 
ung der Behinderten unterscheidet man zwar drei 
Phasen: die medizinische, die berufliche und die 
soziale Rehabilitation. Die Grenzen zwischen den 
einzelnen Phasen sind jedoch flüssig. Der Rehabili- 
tationsprozeß ist ein integrierter Vorgang, der sich 
auf den ganzen Menschen erstreckt. Zutreffend wird 
daher heute von umfassender Rehabilitation ge- 
sprochen und ein nahtlos ablaufendes Rehabilita- 
tionsgeschehen angestrebt. Diese neuere Auffassung 
von der Rehabilitation als einem einheitlichen, in 
sich geschlossenen und nicht aufteilbaren Prozeß hat 
unmittelbare praktische Auswirkungen und erfordert 
insbesondere bei allen an der Rehabilitation Betei- 
ligten ständig ein Höchstmaß an Kooperation, um 
die komplexe Aufgabe der Wiedereingliederung er- 
folgreich zu bewältigen. 


2. Die Rehabilitation im System der sozialen 
Sicherung 

Die Leistungen der sozialen Sicherung dienen in 
erster Linie dem Ziel, die wirtschaftlich und sozial 
nachteiligen Folgen eines unfreiwilligen Ausschei- 
dens aus dem Erwerbsprozeß zu beseitigen oder zu 
mildern. Diesem Zweck entspricht es, wenn sich die 
Träger der sozialen Sicherung bemühen, in der Per- 
son liegende Ursachen für ein ungewolltes Aus- 
scheiden aus dem Erwerbsprozeß zu verhüten oder 
zu beseitigen. Sie gewähren deshalb neben Bar- 
leistungen auch Sachleistungen wie Krankenhilfe, 
Arbeitsvermittlung und insbesondere auch Rehabili- 
tationsleistungen. Dafür, daß die Rehabilitations- 
maßnahmen absolut und relativ ständig an Bedeu- 
tung gewinnen, sind in der Hauptsache drei Gründe 
ursächlich: Erstens erkennt die Gesellschaft in zu- 
nehmendem Maße den Individualitätsanspruch des 
Menschen, sein Recht auf Entfaltung der Persönlich- 
keit an. Zweitens verbessern sich die medizinischen 
und technischen Möglichkeiten zur Erhaltung und 
Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit. Drittens 
läßt die mit der Industrialisierung einhergehende 
Verteuerung des Produktionsfaktors Arbeit jetzt 
Rehabilitationsmaßnahmen auch unter wirtschaft- 
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liehen Gesichtspunkten notwendiger und sinnvoller 
erscheinen. Aus diesen Gründen gehören Rehabili- 
tationsmaßnahmen untrennbar zu einem modernen 
System der sozialen Sicherung, das seine Aufgabe 
nicht allein in einem Ausgleich von Schädigungs- 
folgen sieht, sondern auf das Ziel ausgerichtet ist, 
dem einzelnen Menschen die Entfaltung seiner Per- 
sönlichkeit im Rahmen der Gesamtgesellschaft zu 
ermöglichen. 


3. Die Träger der Rehabilitationsmaßnahmen 

Das deutsche System der sozialen Sicherung ist 
schrittweise geschaffen worden und institutioneil in 
mehrere Sicherungszweige gegliedert. Dementspre- 
chend sind auch die Vorschriften über Rehabilitation 
etappenweise entwickelt und ihre Durchführung ver- 
schiedenen Trägern zugeordnet worden. Gegenwär- 
tig werden Rehabilitationsmaßnahmen von folgen- 
den Trägern bzw. Träger-Gruppen durchgeführt. 

Die Renten^ ei Sicherung (einschließlich der Alters- 
hilfe für Landwirte) gewährt Rehabilitationsmaß- 
nahmen den bei ihr Versicherten und den Empfän- 
gern einer Rente wegen Berufs- oder Erwerbsun- 
fähigkeit oder eines vorzeitigen Altersgeldes für 
Landwirte. Ni chtver sicherte Ehegatten und Kinder 
von Versicherten und Rentner werden rehabilitiert, 
wenn sie an Tuberkulose erkranken. 

Die Unfallversicherung gewährt den bei ihr Ver- 
sicherten Rehabilitationsmaßnahmen nach Eintritt 
eines Arbeitsunfalles oder einer Berufs-Krankheit. 
Die Kriegsopferversorgung und die Kriegsopferfür- 
sorge gewähren Rehabilitationsmaßnahmen Kriegs- 
beschädigten und Kriegshinterbliebenen, beschädig- 
ten ehemaligen Soldaten der Bundeswehr und ihren 
Hinterbliebenen, Ersatzdienstbeschädigten und ihren 
Hinterbliebenen, Beschädigten im Sinne des Häft- 
lingshilfegesetzes und ihren Hinterbliebenen und 
Angehörigen von Kriegsgefangenen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit gewährt berufliche 
Rehabilitationsmaßnahmen körperlich, geistig oder 
seelisch Behinderten, soweit nicht einer der vorge- 
nannten Träger zuständig ist. 

Die Sozialhilfe gewährt Rehabilitationsmaßnahmen 
allen Personen, die sich nicht selbst helfen können 
und die eine Hilfe auch nicht von anderen, insbe- 
sondere von Angehörigen oder von den anderen 
Sozialleistungsträgern erhalten. 


4. Das gesetzgeberische Ziel 

Die Träger von Rehabilitationsmaßnahmen arbeiten 
nach verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen, die 
teilweise auch unterschiedliche Begriffe enthalten. 
So spricht zum Beispiel das Recht der Rentenver- 
sicherung von „Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit", 
das Recht der Unfallversicherung von „Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit", das 
Arbeitsförderungsgesetz von „Arbeits- und Berufs- 


förderung Behinderter", und das Sozialhilferecht von 
„Eingliederungshilfe". Gleichwohl liegt den verschie- 
denen gesetzlichen Vorschriften eine weitgehend 
einheitliche Konzeption insbesondere hinsichtlich 
der Zielsetzung der Rehabilitation zugrunde. 

Dieser Tatbestand ist schrittweise dadurch bewirkt 
worden, daß bei der Überarbeitung der jeweiligen 
Gesetze die modernen Vorstellungen über das We- 
sen der Rehabilitation und die bereits gebräuch- 
lichen Begriffe in die Formulierung neuer Vorschrif- 
ten oder in die Neuformulierung bestehender Vor- 
schriften Eingang fanden. So wurden die Vorschrif- 
ten der Rentenversicherung im Jahre 1957, die Vor- 
schriften der Sozialhilfe im Jahre 1961, diejenigen 
der Unfallversicherung im Jahre 1963 vollständig 
neu gefaßt. Das Arbeitsförderungsgesetz mit einem 
besonderen Abschnitt über die berufliche Rehabili- 
tation ist erst im vergangenen Jahr geschaffen 
worden. 

Alle gesetzlichen Vorschriften gehen davon aus, daß 
die Rehabilitation umfassend sein soll. Darum sehen 
sie neben der erforderlichen medizinischen Behand- 
lung regelmäßig auch Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsförderung und Maßnahmen zur wirtschaft- 
lichen Sicherung des Behinderten und seiner Ange- 
hörigen während der Dauer der medizinischen oder 
beruflichen Maßnahmen vor. Die Rentenversiche- 
rung (und ähnlich die Altershilfe für Landwirte) hat 
als Regelleistung Rehabilitationsleistungen zu ge- 
währen, wenn die Erwerbsfähigkeit von Versicher- 
ten oder Empfängern von Rente wegen Berufsun- 
fähigkeit oder wegen Erwerbsunfähigkeit gefährdet 
oder gemindert ist und diese voraussichtlich erhal- 
ten, wesentlich gebessert oder wiederhergestellt 
werden kann. Heilbehandlung und Berufshilfe der 
Unfallversicherung sollen mit allen geeigneten Mit- 
teln die durch den Arbeitsunfall verursachte Körper- 
verletzung oder Gesundheitsstörung beseitigen und 
eine Verschlimmerung der Unfallfolgen verhüten. 
Ganz ähnliches gilt für die Kriegsopferversorgung. 
Auch die Eingliederungshilfe der Sozialhilfe steht 
unter der Zielsetzung, eine dauernde Behinderung 
zu verhüten oder eine vorhandene Behinderung zu 
beseitigen oder zu mildern und dabei dem Behin- 
derten die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft 
zu ermöglichen oder zu erleichtern. Die berufsför- 
dernden Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
sollen den Behinderten befähigen, auf dem allgemei- 
nen Arbeitsmarkt oder in einer Werkstätte für 
Behinderte einen Arbeitsplatz zu finden und zu be- 
haupten. 

Als gesetzgeberisches Ziel läßt sich demnach fest- 
stellen, daß die Sozialleistungsträger den von ihnen 
betreuten Behinderten Hilfe zu einer möglichst weit- 
gehenden und dauerhaften Eingliederung in das Er- 
werbsleben und das Leben der Gemeinschaft ge- 
währen sollen. Die Durchführung der dazu erforder- 
lichen Maßnahme soll frühzeitig und kontinuierlich 
erfolgen. 

Zu erwähnen bleibt jedoch, daß die meisten Vor- 
schriften über Rehabilitation den geschilderten um- 
fassenden Charakter nicht von Beginn an hatten, 


3 



Drucksadle VI/ 896 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


sondern überwiegend erst im Laufe des letzten 
Jahrzehnts erhalten haben. Die Umsetzung des ge- 
setzgeberischen Zieles in die Realität der täglichen 
praktischen Arbeit im Einzelfall ist deshalb noch 
nicht überall so vollzogen, wie es wünschenswert 
ist. Nicht ohne Grund treten die geringsten prakti- 
schen Schwierigkeiten in den Bereichen auf, in 
denen eine umfassende Rehabilitation zuerst in An- 
griff genommen wurde, nämlich im Bereich der Un- 
fallversicherung und der Kriegsopferversorgung. 

5. Die Notwendigkeit zur Koordinierung 

Das in fünf Trägergruppen gegliederte System der 
deutschen Rehabilitation hat Vor- und Nachteile. 
Die Vorteile bestehen darin, daß jede Gruppe der 
Rehabilitationsträger sich den bei ihr auftauchenden 
Fragen und Problemen besonders widmen kann. 
Diese Beschränkung bietet die Möglichkeit, spezifi- 
sche Erfahrungen zu sammeln und daraus Initiativen 
zu entwickeln. Ein weiterer Vorteil des gegliederten 
Systems liegt in der Selbstverwaltung der wichtig- 
sten Rehabilitationsträger. Die Selbstverwaltung ge- 
währleistet eine enge Verbindung zur Praxis und 
damit auch zur Fortentwicklung des Rehabilitations- 
geschehens. 

Als Nachteil wird dagegen die Schwierigkeit der 
Abgrenzung der einzelnen Zuständigkeiten ange- 
sehen; ferner die Vielfalt der Träger, die das ge- 
meinsame Vorgehen in gemeinsamen Fragen er- 
schweren. In der Vergangenheit sind deshalb zahl- 
reiche Vorschläge gemacht und Versuche unternom- 
men worden, um die Nachteile des gegliederten 
Systems zu überwinden. Hiervon seien erwähnt: die 
Gründung des Deutschen Ausschusses für die Ein- 
gliederung Behinderter in Arbeit, Beruf und Gesell- 
schaft auf Grund der IAO - Empfehlung Nr. 99, die 
Gründung entsprechender Ausschüsse in den Län- 
dern, die Vorschläge zur Schaffung eines einheit- 
lichen Rehabilitationsgesetzes, einer Bundesanstalt 
oder eines Bundesamtes für Rehabilitation und zur 
Gründung einer Rehabilitations-GmbH, die Grün- 
dung der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilita- 
tion und schließlich die Vorschrift des § 62 des 
Arbeitsförderungsgesetzes, die den Bundesarbeits- 
minister beauftragt, die Arbeits- und Berufsförde- 
rung der Behinderten zu koordinieren. 

So unterschiedlich die Ansatz- und Ausgangspunkte 
dieser Initiativen und Bemühungen auch gewesen 
sind, alle gingen aus von der Notwendigkeit der 
Koordinierung zur Verwirklichung eines optimalen 
Rehabilitationserfolges. Die Koordinierung muß da- 
nach jedenfalls im deutschen Bereich als das Kern- 
problem der Rehabilitation bezeichnet werden. 

Das gegliederte System der Rehabilitation bedarf 
der Koordinierung. Nur bei einer wirksamen Koor- 
dinierung können sich die Vorteile dieses Systems 
voll entfalten. Je weniger die Koordinierung gelingt, 
desto deutlicher zeigen sich die Mängel dieses 
Systems und zwar zum Nachteil der Behinderten. 

11 . 

Mit dem Aktionsprogramm zur Förderung der Reha- 
bilitation der Behinderten will die Bundesregierung 


das in der Regierungserklärung gegebene Verspre- 
chen, den Behinderten in Beruf und Gesellschaft in 
verstärktem Maße Chancen zu eröffnen, einlösen. 
Eine zügige Verwirklichung des Aktionsprogramms 
soll sicherstellen, daß allen Behinderten die Reha- 
bilitationsmaßnahmen rechtzeitig und lückenlos zu- 
' gänglich gemacht werden. Die Bundesregierung sieht 
dabei mit Sorge, daß fehlende Rehabilitationsein- 
richtungen, Vorurteile, Unkepntnis und Gleichgültig- 
keit, nicht ausreichend vorhandene oder nur unzu- 
länglich ausgebildete Fachkräfte, nicht genügend 
informierte Arzte und manche Unzulänglichkeiten 
in Gesetzgebung und Verwaltung dazu führen, daß 
vielen Behinderten die möglichen Hilfen nicht oder 
nicht rechtzeitig gewährt werden. Diese Schwierig- 
keiten und Unzulänglichkeiten will die Bundesregie- 
rung mit dem Aktionsprogramm überwinden. Die 
Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß in 
dem Programm „enttäuschend wenig konkrete Maß- 
nahmen" angekündigt sind. Die Bundesregierung hat 
ihre Zielvorstellungen in den elf Punkten des Pro- 
gramms klar und konkret umschrieben, und zwar in 
einer umfassenden Art und Weise, wie dies bisher 
niemals geschehen ist. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß den reha- 
bilitationspolitischen Forderungen der Großen An- 
frage, wie sie insbesondere in deren Begründung 
zum Ausdruck gekommen sind, im Aktionsprogramm 
in vollem Umfang Rechnung getragen wird. 

Das Aktionsprogramm ist als ein Teil des Sozial- 
berichts 1970 dem Deutschen Bundestag vorlegt wor- 
den (vgl. Drucksache VI/643). Zum besseren Ver- 
ständnis der Antwort der Bundesregierung ist das 
Aktionsprogramm und ein Auszug aus der Rede des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung, die 
er anläßlich der Verkündung des Programms am 
14. April 1970 in Wiesbaden gehalten hat, als An- 
lage beigefügt. 

Zu den Einzelfragen nimmt die Bundesregierung 
wie folgt Stellung: 

Frage 1 

Glaubt die Bundesregierung nach den bisherigen 
Erfahrungen davon ausgehen zu können, die not- 
wendige Koordinierung im Einzelfall sowie im 
organisatorischen und institutionellen Bereich da- 
durch erreichen zu können, daß sie lediglich die 
Zusammenarbeit mit allen beteiligten Stellen ver- 
stärken will? 

Antwort 

Der Deutsche Bundestag hat sich bei der Beratung 
des Arbeitsförderungsgesetzes im vergangenen Jahr 
für die Beibehaltung des gegliederten Systems der 
Rehabilitation entschieden. Er hat es nicht für emp- 
fehlenswert gehalten, ein umfassendes Rehabilita- 
tionsgesetz sowie eine Bundesanstalt oder ein Bun- 
desamt für Rehabilitation zu schaffen. (Vgl. Schrift- 
licher Bericht des Ausschüsse für Arbeit, zu Druck- 
sache V/4110, S. 12) 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß, sich gegen 
diese Entscheidung für das gegliederte System mit 
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Selbstverwaltung und Selbstverantwortlichkeit sei- 
ner Träger zu wenden. Auf dieser Grundlage hängt 
jedoch der Erfolg aller Koordinierungsbemühungen 
davon ab, daß die beteiligten Stellen eng Zusammen- 
arbeiten und nicht gegeneinander wirken. Die Ver- 
stärkung der Zusamenarbeit und das Gelingen die- 
ser Bemühungen kann angesichts der Vielfältigkeit 
des Rehabilitationsgeschehens nicht hoch genug ver- j 
anschlagt werden. | 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine | 
engere Zusammenarbeit aller beteiligten Stellen i 
durchaus geeignet ist, die Koordinierung des ge- i 
samten Rehabilitationsgeschehens zu erreichen. Der 
Gedanke einer umfassenden Rehabilitation hat in I 
letzter Zeit ~ auch in der breiten Öffentlichkeit - 
immer mehr an Verständnis gewonnen. Hierbei hat 
sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß ein optimaler 
Erfolg der verschiedenen Rehabilitationsmaßnahmen 
nur durch eine enge Zusammenarbeit aller Stellen 
zu erreichen ist. Die Bundesregierung ist der festen 
Überzeugung, daß sich letztlich alle Beteiligten so- 
wohl im individuellen als auch im institutionellen 
Bereich im Interesse der Sache einem aufeinander 
abgestimmten Zusammenwirken nicht verschließen 
werden. 

Bei der Koordinierung im individuellen Bereich der 
Rehabilitation erwartet die Bundesregierung wirk- 
same Unterstützung durch die Bundesarbeitsgemein- 
schaft für Rehabilitation, die am 6, Februar 1969 auf 
Initiative der Selbstverwaltung und der Träger der 
Rehabilitation gegründet worden ist. Die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft hat als eine ihrer ersten Auf- 
gaben „Grundsätze für die Durchführung der Reha- 
bilitation als gemeinsame Aufgabe ihrer Träger" 
entwickelt, die am 14. April 1970 - am Tage der 
Verkündung des Aktionsprogramms der Bundes- 
regierung zur Förderung der Rehabilitation - in 
Wiesbaden verabschiedet worden sind. Mit den 
„Grundsätzen" verfolgt die Bundesarbeitsgemein- 
schaft folgende Ziele: 

1. Möglichst frühzeitiges Erkennen der Behinderten, 
die einer Rehabilitation bedürfen, 

2. Beratung der Behinderten unabhängig von der 
Zuständigkeit der Rehabilitationsträger, 

3. Abbau von Zuständigkeitsstreitigkeiten, 

4. Verbesserung des Ablaufs der einzelnen Rehabi- 
litationsphasen mit dem Ziele, ihn möglichst 
nahtlos zu gestalten. 


5. Förderung des Zusammenwirkens der Träger der 
Rehabilitation bei der Durchführung der einzel- 
nen Maßnahmen. 

Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß es jetzt gelungen ist, zwischen den beteiligten 
Bundesressorts einerseits und der Bundesarbeitsge- 
meinschaft und den gesetzlichen Trägern der Reha- 
bilitation andererseits zu einer vertrauensvollen Zu- 
sammenarbeit zu gelangen. 

Bei der Koordinierung im institutioneilen und orga- 
nisatorischen Bereich, bei den Planungen zur Schaf- 
fung eines geschlossenen Systems von Rehabilita- 
tionseinrichtungen, hat die angestrebte Zusammen- 
arbeit ebenfalls erste Früchte getragen. Auf Ein- 
ladung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung haben im März und April 1970 in Hamburg 
(für den norddeutschen Raum), in Koblenz (für den 
west- und südwestdeutschen Raum) und in Nürnberg 
(für den süddeutschen Raum) Regionalbesprechungen 
zur Ermittlung des Bedarfs und des Bestandes an 
Umschulungsplätzen für erwachsene Behinderte und 
zur Abstimmung der Aus- und Neubaupläne statt- 
gefunden. An diesen Gesprächen waren beteiligt: 
die Länder, die Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation und Vertreter sämtlicher Kostenträger 
(Rentenversicherungen, Unfallversicherung, Kriegs- 
opferfürsorge, Bundesanstalt für Arbeit, Sozialhilfe- 
träger). In allen Besprechungen wurde über die 
fachlichen und organisatoriyschen Anforderungen, 
die künftig an eine förderungsfähige Einrichtung der 
beruflichen Rehabilitation zu stellen sind, Einver- 
nehmen erzielt. 

Neben den erwachsenengerechten Ausbildungsmög- 
lichkeiten zur Vermittlung praktischer und theoreti- 
scher Kenntnisse müssen die Voraussetzungen für 
eine ausbildungsbegleitende Heilbehandlung, zur 
psychologischen und sozialen Betreuung und zur 
sportlichen Betätigung der Rehabilitanden vorhan- 
den sein. Diese fachlichen Anforderungen sind nur 
in Einrichtungen von einer bestimmten Größenord- 
nung an zu verwirklichen. 

Der Bedarf an Umschulungsplätzen wurde von den 
Kostenträgern auf rund 14 000 Plätze beziffert. Der 
Bedarf verteilt sich auf die einzelnen Träger und auf 
die drei Regionalbereiche wie folgt: 


Bedarf an Umschulungsplätzen für die Rehabilitation Erwachsener 
im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 


Rehabilitationsträger 

Norddeutscher 

Raum 

West- und 
südwestdeutscher 
Raum 

Süddeutscher 

Raum 

Insgesamt 

Rentenversicherungen 
(einschließlich Bundesknappschaft) 

2450 

5290 

2675 

10415 

Unfallversicherung 

200 

600 

450 

1 250 

Kriegsopferfürsorge 

100 

575 

240 

915 

Bundesanstalt für Arbeit 
und Sozialhilfe 

200 

600 

638 

1 438 

Insgesamt 

2950 

7065 

4003 

14 018 
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Diesem jetzt ermittelten Bedarf steht bisher nur 
ein unzulängliches Angebot an Umschulungsplätzen 
gegenüber. Es bedarf der gemeinsamen Anstren- 
gung aller Stellen, um die fehlenden Plätze mög- 
lichst schnell zu schaffen. Der Boden hierfür wurde 
in den drei Regionalgesprächen vorbereitet. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, ähnliche Bespre- 
chungen mit allen Beteiligten auch für den Bereich 
der Werkstätten für Behinderte und für die Aus- 
bildungsstätten für jugendliche Behinderte zu füh- 
ren, um zu gemeinsamen Zielvorstellung zu ge- 
langen. 

F r a g e 2 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
bislang davon abgesehen, die Koordinierungs- 
stelle nach § 62 des Arbeitsförderungsgesetzes zu 
schaffen (Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit zu Drucksache V/4110)? 

Antwort 

In § 62 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes wird 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
der Auftrag erteilt darauf hinzuwirken, daß die Maß- 
nahmen an Arbeits- und Berufsförderung Behinder- 
ter aufeinander abgestimmt werden. Die Einrichtung 
einer besonderen Koordinierungsstelle wird ihm 
nicht vorgeschrieben. In dem Schriftlichen Bericht 
des Ausschusses für Arbeit ~ zu Drucksache V/4110, 
Seite 12 - heißt es hierzu unter „§ 57 g" (das ist 
§ 62 Abs. 1 des Gesetzes) : 

„Bei der Einfügung dieser neuen, im Regierungs- 
entwurf nicht vorgesehenen Vorschrift über die 
Koordinierung der Rehabilitation ist der Ausschuß 
dem Vorschlag der von den drei beteiligten Bun- 
destagsausschüssen eingesetzten Kommissionen 
gefolgt. Diese haben eingehend die vielfältigen, 
in der Öffentlichkeit diskutierten Vorschläge zu 
einer besseren Koordinierung der Rehabilitation 
geprüft. Sie sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
es nicht zu empfehlen sei, ein umfassendes Reha- 
bilitationsgesetz, eine Bundesanstalt oder ein 
Bundesamt für Rehabilitation zu schaffen. Sie sind 
aber einhellig der Auffassung, daß eine zentrale 
Stelle vorhanden sein muß, die sich um die Koor- 
dinierung sowohl der individuellen als auch der 
institutionellen Seite der Rehabilitation bemüht. 
Hierfür erscheint der für diesen Bereich feder- 
führende Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung am besten geeignet. Er soll sich daher 
der Koordinierung unter Beteiligung der übrigen 
Bundesressorts und der zuständigen Landesbe- 
hörden annehmen. Auf welche Weise er diese 
Koordinierung erreicht, etwa durch Schaffung 
einer koordinierenden und beratenden Stelle, die 
auch privatrechtlich organisiert sein kann, oder 
durch sonstige Verwaltungsmaßnahmen, soll ihm 
überlassen bleiben. Soweit die gesetzlichen Trä- 
ger der Rehabilitation oder ihre Verbände die 
Koordinierung selbst und in eigener Verantwor- 
tung erreicht haben, erübrigt sich eine Koordinie- 
rung nach dieser Vorschrift." 


Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
besteht ein besonderes Referat „Rehabilitation, Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter", das sich mit der 
Koordinierung sowohl der individuellen als auch 
der institutionellen Seite der Rehabilitation befaßt. 
Für die Beratung der Rehabilitationseinrichtungen 
in personellen, betrieblichen und organisatorischen 
Fragen ist die Beratungsstelle in Heidelberg ge- 
schaffen worden, die im Auftrag des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung tätig ist. Die in 
erster Linie für die Rehabilitation zuständigen Bun- 
desressorts, das Bundesarbeitsministerium und das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit, haben zur Durchführung des Aktionspro- 
gramms einen Arbeitsausschuß gebildet. In enger 
Zusammenarbeit mit den Ländern und den Rehabi- 
litationsträgern wird versucht, die zur Fortentwick- 
lung der Rehabilitation notwendigen Maßnahmen 
zu treffen und aufeinander abzustimmen. Vordring- 
lich zu lösende praktische Aufgaben wie z. B. die 
Schaffung zeitgerechter Rehabilitationseinrichtungen 
und die Aus- und Fortbildung von Rehabilitations- 
fachkräften sind bereits erfolgreich in Angriff ge- 
nommen worden. 

Zur Koordinierung der Rehabilitationsmaßnahmen 
in ihren Bereichen haben die Träger der Rehabili- 
tation die „Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 
tation" in Frankfurt/Main gegründet, die vor einigen 
Monaten ihre Arbeit aufgenommen hat; erste An- 
sätze erfolgversprechender Koordinierung haben 
sich hier bereits gezeigt (vgl. auch die Antwort zu 
Frage 1). 

Bei dieser Sachlage bestand bisher kein Bedürfnis, 
über die genannten Organisationsformen hinaus 
eine besondere Koordinierungsstelle einzurichten. Es 
kommt jetzt entscheidend darauf an, daß die an- 
stehenden Aufgaben tatkräftig angepackt werden. 
Das hat die Bundesregierung mit dem Aktionspro- 
gramm getan. 

F r a g e 3 

Auf welche Weise will die Bundesregierung er- 
reichen, daß „der im Einzelfall zuständige Kosten- 
träger in der Lage ist, das gesamte Rehabilitati- 
onsverfahren bis zur vollständigen Eingliederung 
des Behinderten (also die medizinische, berufliche 
und gesellschaftliche Rehabilitation) in eigener 
Verantwortung durchzuführen?" 

Antwort 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß Schwierigkeiten und 
Verzögerungen im Rehabilitationsverfahren häufig 
dann auftreten, wenn sich neben dem ursprünglich 
und eigentlich zuständigen Träger andere Stellen an 
den Kosten einzelner Rehabilitationsmaßnahmen be- 
teiligen sollen. Dies gilt insbesondere für den Auf- 
gabenwechsel zwischen den einzelnen Trägern der 
Rehabilitation, beispielsweise zwischen Krankenver- 
sicherung und Rentenversicherung, zwischen der 
Sozialhilfe und den anderen Rehabilitationsträgern 
oder zwischen der Bundesanstalt für Arbeit und den 
anderen Rehabilitationsträgern. 
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Nach erfolgreich abgeschlossener Heilbehandlung 
und erfolgreich durchgeführter Berufsförderung 
droht die Eingliederung nicht selten daran zu schei- 
tern, daß zur Beschaffung eines Rollstuhls, eines 
Kraftfahrzeugs oder einer behindertengerechten 
Wohnung weitere Stellen beteiligt werden müssen, 
die diese Kosten ganz oder teilweise übernehmen 
sollen. 

Das geltende Recht bietet in aller Regel schon jetzt 
die Möglichkeit, den im Einzelfall zuständigen Ko- 
stenträger das gesamte Rehabilitationsverfahren in 
eigener Verantwortung bis zur vollständigen Wie- 
dereingliederung des Behinderten durchführen zu 
lassen. Diese Einheit der Trägerschaft ist besonders 
bei den durch Arbeitsunfall Verletzten und bei den 
Kriegs- und Wehrdienstopfern ausgeprägt. Auch die 
Bundesanstalt für Arbeit ist durch das Arbeitsförde- 
rungsgesetz und die in Kürze zu erwartende Anord- 
nung des Verwaltungsrates über die Rehabilitation 
in der Lage, im Bereich der beruflichen Rehabilita- 
tion allen Anforderungen gerecht zu werden. 

Die Verwirklichung des Grundsatzes von der Ein- 
heitlichkeit der Trägerschaft ist daher in erster 
Linie eine Verwaltungsaufgabe, eine Frage der voll- 
ständigen Ausschöpfung der vom Gesetzgeber ge- 
schaffenen Möglichkeiten durch die Träger der Reha- 
bilitation. Die Bundesregierung ist zusammen mit 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
bemüht, das Verwaltungsverfahren einfach und zü- 
gig zu gestalten. Soweit gesetzliche Vorschriften der 
Verwirklichung dieser Bemühungen entgegen- 
stehen, wird die Bundesregierung entsprechende Än- 
derungsvorschläge unverzüglich vorlegen. Sie wird 
das Zusammenwirken der verschiedenartigen Fach- 
dienste unterschiedlicher Rehabilitationsträger ver- 
bessern und wird mit allen ihr zur Verfügung stehen- 
den Mitteln darauf hinwirken, daß ein Wechsel in 
der Trägerschaft für das Rehabilitationsverfahren 
nicht mehr eintritt. Das Ziel ist ein zügiger, störungs- 
freier und einheitlicher Rehabilitationsablauf. 

Frage 4 

Wie will die Bundesregierung die unter Nummer 4 

des „Aktionsprogramms"' genannte Verbesserung 

der Aus- und Fortbildung der Fachkräfte der 

Rehabilitation erreichen? 

Welche leistungsgerechte Besoldung ist vorge- 
sehen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat mit den Maßnahmen zur 
Aus- und Fortbildung der Fachkräfte der Rehabili- 
tation bereits begonnen. Im Auftrag und in Zusam- 
menarbeit mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung hat die Beratungsstelle für Rehabili- 
tationseinrichtungen in Heidelberg eine neuartige 
Lehrgangsform, das sogenannte Grundseminar, ent- 
wickelt, das der gemeinsamen Fortbildung von Fach- 
kräften aus allen Bereichen der Rehabilitation und 
der fachlichen Anpassung an die veränderten Le- 
bensverhältnisse und Leistungsanforderungen die- 
nen soll. Das erste Grundseminar ist in der Zeit vom 


3. bis 7. November 1969 in Heidelberg erfolgreich 
durchgeführt worden; inzwischen haben insgesamt 
8 derartige Seminare mit 301 Teilnehmern statt- 
gefunden. 4 weitere Grundseminare sind bereits voll 
belegt. Die Teilnehmer der Seminare kommen aus 
allen Bereichen der Rehabilitation, sowohl von den 
Rehabilitationsträgern als auch aus den Rehabili- 
tationseinrichtungen: 

Herkunft der Teilnehmer an den abgeschlossenen 
Grundseminaren 


Gesetzliche Rentenversicherung 38 

Gesetzliche Unfallversicherung 58 

Bundesanstalt für Arbeit 29 

Süzialhilfeträger 29 

Berufsförderungsdienst der Bundeswehr 41 

Rehabilitationseinrichtungen 87 

Sozialdienste in Krankenhäusern 
und Kliniken 10 

Sonstige 9 


301 

Das Grundseminar soll einen allgemeinen Überblick 
geben über die umfassende Rehabilitation. Es soll 
unterrichten über neue Erkenntnisse, über die Aus- 
wirkungen des Wandels in Wirtschaft und Technik 
auf die Rehabilitation und einen Eindruck geben in 
das Zusammenwirken aller Fachdienste im Team 
einer Rehabilitationseinrichtung. Die Referenten 
kommen von allen Trägergruppen der Rehabili- 
tation. 

Die Finanzierung der Lehrgänge ist so geregelt, daß 
die Teilnehmer bzw. ihre Arbeitgeber die Reise- 
und Aufenthaltskosten tragen; die übrigen Aus- 
gaben (Verwaltungskosten, Honorare usw.) werden 
zunächst aus dem Förderungsprogramm des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung gezahlt 
(Kosten pro Lehrgang ca. 3000 DM). 

Die Grundseminare haben bei den Teilnehmern gro- 
ßen Anklang gefunden; die Notwendigkeit und 
Nützlichkeit derartiger Veranstaltungen wurde von 
allen Seiten bestätigt. 

Es ist beabsichtigt, an die jetzt laufenden Grund- 
seminare später Aufbauseminare anzuschließen, die 
auf spezielle Fachbereiche der Rehabilitation zuge- 
schnitten sind, beispielsweise für Arzte, Berufsaus- 
bilder, Psychologen und Sozialarbeiter. 

Zur Verbesserung der Aus- und Fortbildung ist für 
die verschiedenen Gruppen von Fach- und Füh- 
rungskräften der Rehabilitation auf folgendes hin- 
zuweisen: 

Für die Gruppe der Ärzte ist der Entwurf einer 
Approbationsordnung kürzlich den Bundesressorts 
und den Landesregierungen zugeleitet worden. Da- 
nach werden bei der ärztlichen Ausbildung die Auf- 
gaben der Rehabilitation künftig in weit größerem 
Ausmaß berücksichtigt, als dies in der bisherigen 
Bestallungsordnung für Ärzte der Fall ist. 

Die Weiterbildung zum Facharzt wird künftig in der 
„Weiterbildungsordnung" geregelt. Sie ist inzwi- 
schen in allen Bundesländern - außer Berlin - ver- 
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abschiedet worden. In den Fachgebieten der Augen- 
heilkunde, der Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde, der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, der Lungen- und | 
Bronchialheilkunde, der Neurologie, der Psychiatrie, , 
der Orthopädie und der Urologie ist die Rehabilita- | 
tion zum ausbildungsmäßig geforderten Bestandteil | 
des jeweiligen Fachgebietes geworden. | 


Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung nutzt im Rahmen der Kriegsopferversorgung 
die Möglichkeiten der Fortbildung der Ärzte der 
Versorgungsverwaltungen. Auf den vom Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung ausge- 
richteten Fachtagungen werden mit besonderem 
Nachdruck Fragen der Rehabilitation referiert und 
diskutiert. Auch bei den Ärzten der Bundesanstalt 
für Arbeit wird in der Fortbildung der besondere 
Akzent auf die Vermittlung umfassender Kennt- 
nisse aller ärztlichen und rechtlichen Fragen der 
Rehabilitation gelegt. 


Für Krankengymnasten sieht bereits die Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung vom 7. Dezember 1960 
(BGBl. I S. 885) die Bereiche der Prophylaxe und 
der Rehabilitation als Lehrfächer vor. Diese Vor- 
schriften sollten von den Ausbildungsstätten für 
andere Fachkräfte entsprechend angewendet 
werden. 


i 


Ebenso wird geprüft, ob die Rehabilitation Behin- ; 
derter auch in die Berufsordnungen der Beschäf- | 
tigungstherapeutinnen, Heilpädagogen, Logopäden, | 
Orthoptistinnen aufzunehmen ist. Hier stellt sich ! 
auch die Frage neuer Berufsbilder und Berufsord- | 
nungen z. B. für den Arbeitstherapeuten. ; 


Für die Erzieher behinderter Kinder bieten ein Teil | 
der bestehenden heilpädagogischen Seminare, die ' 
Zentralen der Wohlfahrtsverbände und die größe- | 
ren Fachverbände ausreichende Fortbildungsmög- 1 
lichkeiten an. Es ist beabsichtigt, im Rahmen des j 
Bundesjugendplanes diese zentralen erzieherischen 
Maßnahmen zugunsten behinderter Kinder noch zu 
erweitern. Daneben soll die Zahl der zentralen 
Praxisberater der Wohlfahrtsverbände sowie der 
größeren Fachverbände, die mit Behindertenarbeit | 
beschäftigt sind, verstärkt werden. I 

Bei den sozialen Berufen sind die Länder, deren Zu- 
ständigkeit hier gegeben ist, bemüht, die Ausbil- 
dung weiter zu verbessern. Dabei spielt die Frage 
der Umwandlung der höheren Fachschulen in Fach- ; 
hochschulen eine besondere Rolle. In einigen Bun- i 
desländern sind Fachhochschulgesetze, die auch die ! 
Ausbildung zu sozialen Berufen umfassen, bereits ; 
erlassen. In anderen Bundesländern werden solche ! 
Gesetze vorbereitet. Die Umwandlung der höheren ' 
Fachschulen in Fachhochschulen und damit ihre Ein- 
beziehung in den Hochschulbereich wird als ein 
wichtiges Mittel für die Qualifizierung der sozialen 
Berufe angesehen. 


Die Fortbildung der sozialen Berufe soll in regio- 
nalen und verbandsinternen Fortbildungsveranstal- 
tungen und in bundeszentralen Einrichtungen ver- 
bessert und intensiviert werden. Deshalb werden für 
das kommende Haushaltsjahr im Bundeshaushalt 


die Mittel zur Förderung von Veranstaltungen zen- 
traler Fortbildungsinstitutionen erheblich verstärkt. 
Daneben wird die Fortbildung durch Förderung von 
Rehabilitationskongressen allgemeiner und speziel- 
ler Art, z. B. für einzelne Verbände von Eltern be- 
hinderter Kinder sowie durch Erfahrungsaustausch 
mit Experten des In- und Auslandes und durch Her- 
ausgabe von Veröffentlichungen über Rehabilita- 
tionsfragen (Dysmelie-Monographien, Forschungs- 
berichte, Kongreßberichte) weiter verbessert. Eine 
leistungsgerechte Besoldung der Fachkräfte der 
Rehabilitation wird gegenwärtig im Rahmen der 
Verhandlungen zwischen den Tarifpartnern über 
eine bessere Eingruppierung der verschiedenen so- 
zialen Berufe angestrebt. Der Stand der Verhand- 
lungen läßt einen erfolgreichen Verlauf erwarten; 
für die sozialpädagogischen Fachkräfte haben die 
Verhandlungen bereits zu einem befriedigenden 
Abschluß geführt. 

Frage 5 

Wann wird die Bundesregierung dem Deutschen 

Bundestag eine Vereinheitlichung der Rechts- 
grundlagen der Rehabilitation vorschlagen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hält die Angleichung von ge- 
setzlichen Vorschriften über die Rehabilitation für 
notwendig. Besonders dringlich erscheint die Anglei- 
chung der Vorschriften über Art und Umfang der 
Leistungen während der Rehabilitationsmaßnahme. 
Ein Gesetzentwurf zur Harmonisierung der Unter- 
haltsleistungen während der Rehabilitation wird 
dem Deutschen Bundestag noch im Laufe dieses 
Jahres vorgelegt werden. 

Hier sind nicht nur unterschiedliche Begriffe vor- 
handen (beispielsweise Unterhaltsgeld, Ubergangs- 
geld, Verletztengeld, Einkommensausgleich) und 
demgemäß auch die Leistungen bei den einzelnen 
Trägergruppen der Rehabilitation verschieden, son- 
dern - wie eine im Auftrag der Konferenz der Ar- 
beitsminister und Senatoren für Arbeit der Länder 
durchgeführte Erhebung gezeigt hat - regional auch 
die Höhe der Leistungen innerhalb ein- und der- 
selben Trägergruppe. Durch die im vergangenen 
Jähr vorgenommene Dynamisierung des Unterhalts- 
geldes nach dem Arbeitsförderungsgesetz und die 
von einzelnen Ländern gewährten Zulagen und Son- 
derzahlungen haben sich diese Unterschiede noch 
vergrößert. Eine Abhilfe ist also dringend geboten. 
Bei der Unterschiedlichkeit der die Rehabilitation 
regelnden gesetzlichen Grundlagen, der Verschie- 
denartigkeit der Kompetenzverteilung in Bund, Län- 
dern, Gemeinden und Sozialversicherungsträgern, 
ist eine vollständige Vereinheitlichung der Rechts- 
grundlagen mit erheblichen Schwierigkeiten ver- 
bunden. Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob 
und in welchem Umfang eine Vereinheitlichung mög- 
lich und praktikabel ist. Im Zusammenhang mit den 
Beratungen über ein Sozialgesetzbuch wird die Ge- 
staltung des Rechts der Rehabilitation Behinderter 
eine besondere Bedeutung haben. 
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Im übrigen werden im Bereich der Sozialversiche- 
rung Art und Höhe der Rehabilitationsleistungen 
weitgehend durch die Selbstverwaltungsorgane der 
Träger bestimmt. Die Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation hat es deshalb übernommen, gemein- 
sam mit ihren Mitgliedern die Leistungen der Träger 
soweit zu harmonisieren, wie dies im Verwaltungs- 
wege geschehen kann. Hierbei werden sich Hinweise 
für eine Anpassung und Verbesserung der gesetz- 
lichen Grundlagen ergeben. Die Bundesregierung 
wird, soweit das geltende Recht eine Angleichung 
nicht zuläßt, dem Deutschen Bundestag so bald wie 
möglich die hierfür erforderlichen Regelungen Vor- 
schlägen. 

Frage 6 

Weshalb beabsichtigt die Bundesregierung, eben- 
falls den Arbeitsmarkt auf geeignete Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten für Behinderte zu überprü- 
fen, obwohl diese Aufgabe nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz der Bundesanstalt für Arbeit obliegt? 

Antwort 

In Punkt 6 des Aktionsprogramms, der sich mit der 
Erschließung neuer Berufstätigkeiten für die Behin- 
derten befaßt, ist ausgeführt, der Arbeitsmarkt 
müsse ständig auf geeignete Beschäftigungsmöglich- 
keiten für Behinderte überprüft werden, um früh- 
zeitig Folgerungen für die Aus- und Fortbildung 
ziehen zu können. Damit ist aber nicht gesagt, daß 
die Überprüfung allein durch die Bundesregierung 
geschehen soll. Das Aktionsprogramm ist - wie in 
der Schlußbemerkung ausdrücklich hervorgehoben - 
auf die Mitarbeit aller an der Rehabilitation betei- 
ligten Stellen ausgerichtet. Die Bundesregierung 
wird deshalb gemeinsam mit der Bundesanstalt für 
Arbeit und anderen Stellen überlegen, auf welche 
Weise die Ausbildung und Umschulung der Behin- 
derten den Erfordernissen des Arbeitsmarktes und 
des technischen Fortschritts angepaßt werden kann. 
Soweit hier Aufgaben anfallen, die von der Bundes- 
anstalt für Arbeit in eigener Zuständigkeit und mit 
eigenen Mitteln zu bewältigen sind, werden sie 
selbstverständlich von der Bundesanstalt wahrge- 
nommen. 

Es gilt einmal, die leider immer noch vorhandene 
Ausbildung in den hergebrachten typischen Behin- 
dertenberufen zu überwinden und für die Behinder- 
ten eine möglichst qualifizierte Ausbildung sicher- 
zustellen. Dies geschieht u. a. durch entsprechende 
Auflagen an die Einrichtimgen der beruflichen Reha- 
bilitation bei der Vergabe von Bundesmitteln im 
Rahmen des Förderungsprogramms des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung. Diese Auflagen 
werden mit der Bundesanstalt für Arbeit und deren 
eigenen Förderungsmaßnahmen abgestimmt. 

Ferner ist es notwendig, neuartige Einsatzmöglich- 
keiten für Behinderte zu erkunden. Hierzu hat der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung bei- 
spielsweise dem Forschungsinstitut für Rationalisie- 
rung an der rheinisch-westfälischen Technischen 
Hochschule Aachen einen Forschungsauftrag „Die 


Erschließung von Blindenarbeitsplätzen in der elek- 
tronischen Datenverarbeitung" erteilt. Die ersten 
Zwischenergebnisse zeigen, daß Blinde in der Lage 
sind, den Beruf des Programmierers auszuüben, so- 
fern ihnen die erforderlichen technischen Hilfsgeräte 
zur Verfügung stehen. Mit finanzieller Unterstüt- 
zung des Bundesarbeitsministeriums wird voraus- 
sichtlich noch in diesem Jahr mit einem Ausbildungs- 
versuch begonnen werden. 

Frage 7 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Forschung 
und Dokumentation zu koordinieren? 

Antwort 

Forschung und Dokumentation werden in der Bun- 
desrepublik Deutschland bereits in allen Bereichen 
der Rehabilitation Behinde’rter von verschiedenen 
Einrichtungen und Stellen betrieben. Ziel des Ak- 
tionsprogramms ist es, diese Arbeiten in ihrer Auf- 
gabenstellung aufeinander abzustimmen und ihre 
Ergebnisse für die Behinderten nutzbar zu machen. 
Zur wirksamen Dokumenation der Rehabilitation 
gehört sowohl eine möglichst lückenlose Literatur- 
als auch eine entsprechende Befunddokumentation. 
Das Institut für Dokumentation und Information über 
Sozialmedizin und öffentliches Gesundheitswesen in 
Bielefeld ist seit Mai 1966 mit der Liter aturdokumen- 
tation befaßt. Mit der Instituts leitung sind Gespräche 
geführt worden, um die bisherige Dokumentations- 
tätigkeit auf die medizinische, berufliche und soziale 
Rehabilitation auszudehnen. Hierzu erscheint das 
Institut aufgrund seiner personellen und modernen 
maschinellen Ausstattung besser geeignet als das 
zunächst in Aussicht genommene „Archiv für Sozial- 
arbeit", Berlin. Die Gespräche über den Ausbau des 
bisher als eine Einrichtung des Landes Nordrhein- 
Westfalen organisierten Bielefelder Institutes sind 
noch nicht abgeschlossen. 

Mit der Befunddokumentation befassen sich bisher 
insbesondere 

a) der „Arbeitsausschuß für Dokumentation" in der 
„Deutschen Vereinigung für die Rehabilitation 
Behinderter" in Heidelberg, 

b) die „Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilita- 
tion" in Frankfurt a. M,, 

c) die „Deutsche Gesellschaft für medizinische Doku- 
mentation". 

Die Bundesregierung wird mit diesen und anderen 
Institutionen Wege finden, die eine optimale organi- 
satorische und möglichst lückenlose, den Bedürfnis- 
sen der Wissenschaft und der Praxis entsprechende 
Dokumentation zum Ziele haben. 

Im Bereich der Rehabilitationsforschung geht es um 
zwei Probleme: 

a) eine möglichst enge Zusammenarbeit und Abstim- 
mung bei der Auswahl und Vergabe von For- 
schungsaufträgen, 

b) eine möglichst vollständige und schnelle Unter- 
richtung über erteilte Forschungsaufträge und 
den Austausch von Forschungsergebnissen, 
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Durch den zwischen den Bundesministern für Arbeit 
und Sozialordnung und für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit gebildeten Arbeitsausschuß für Fragen der 
Rehabilitation ist auf Bundesebene eine enge Zu- 
sammenarbeit gewährleistet; für das Gebiet „Ortho- 
pädietechnik" besteht bereits seit Januar dieses Jah- 
res eine Arbeitsgruppe, die es übernommen hat, 
Forschungsaufträge abzustimmen. 

Es wird Aufgabe des interministeriellen Arbeitsaus- 
schusses für Rehabilitation sein, zur Wissenschaft 
und zu den Ländern, insbesondere zu den Landes- 
ausschüssen für Rehabilitation, enge Verbindung zu 
halten; ebenso zur Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation, die zur Koordinierung von Forschung 
und Dokumentation der Rehabilitationsträger einen 
Ausschuß gebildet hat. 

Die Forschung im Bereich der beruflichen Rehabili- 
tation wird sich zunächst insbesondere mit der An- 
passung der Ausbildungsmethoden für Behinderte 
an die veränderten Verhältnisse befassen. Zu 
nennen sind hier: 

1. Entwickeln zukunftsorientierter Ausbildungs- 
pläne und beruflicher Bildungsprogramme für die 
berufliche Eingliederung Behinderter. 

2. Erstellen von Lernprogrammen für die berufliche 
Bildung Behinderter im Rahmen der program- 
mierten Unterweisung. 

3. Versuche zur Nutzbarmachung der computer- 
unterstützten beruflichen Bildung für die Behin- 
derten. 

4. Entwickeln eines wirtschaftlichen Systems des 
internen Fernsehens (Bildmitschau) und von 
audio-visuellen Lehrsystemen für Rehabilita- 
tionseinrichtungen. 

5. Entwickeln von Vorförderungsprogrammen für 
alle Behinderten in der Klinik, im Krankenhaus 
oder an anderen Orten, um die Wartezeit bis zum 
Beginn einer beruflichen Rehabilitationsmaß- 
nahme sinnvoll auszufüllen. 

Zumindest erste Teilergebnisse dieser Forschungs- 
tätigkeit werden bereits bis Ende dieses Jahres vor- 
liegen. Die Forschungsarbeit läßt erwarten, daß als- 
bald vielen Behindertengrupen, die bisher auf eine 
Eingliederung weitgehend verzichten mußten, der 
Weg in eine Lebensinhalt gebende Berufstätigkeit 
geöffnet wird. 

Frage 8 

Wie gedenkt die Bundesregierung die notwendige 
einheitliche Rehabilitationsstatistik im einzelnen 
zu verwirklichen? 

Antwort 

Bisher verfügen die einzelnen Trägergruppen der 
Rehabilitation - Unfallversicherung, Rentenversiche- ' 
rungen, Kriegsopferfürsorge, Sozialhilfe und Bundes- 
anstalt für Arbeit - über zum Teil ausführliche Sta- 
tistiken, die es ihnen ermöglichen, die Entwicklung 
der Rehabilitationsmaßnahmen zu beobachten, aus 


Art, Umfang und Verlauf der Maßnahmen für ihre 
künftige Arbeit Folgerungen zu ziehen und der 
Öffentlichkeit über ihre Tätigkeit Rechenschaft ab- 
zulegen. Diese Statistiken sind ihrem Inhalt nach 
jedoch allein auf die Aufgaben der jeweiligen Trä- 
gergruppen ausgerichtet. Erfaßt werden in erster 
Linie die Rehabilitationsfälle, nicht aber die auf die 
Person des Behinderten bezogenen Angaben. Eine 
Zusammenfassung der statistischen Daten zu Bundes- 
ergebnissen bereitet wegen des unterschiedlichen 
Aufbaus der Statistiken Schwierigkeiten, wobei ins- 
besondere die Gefahr von Doppelzählungen gegeben 
ist. 

Notwendig ist eine an die Person gebundene und 
nach einheitlichen Grundsätzen aufgebaute Bundes- 
statistik, die möglichst die Maßnahmen aller Träger 
berücksichtigt. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung hat gemeinsam mit der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation geprüft, wie 
diesen Anliegen am einfachsten und unter Verwer- 
tung des bereits vorhandenen Zahlenmaterials Rech- 
nung getragen werden kann. Die Bundesarbeits- 
gemeinschaft für Rehabilitation, in der sämtliche 
Trägergruppen der Rehabilitation zusammenge- 
schlossen sind, hat der Schaffung einer einheitlichen 
Rehabilitationsstatistik Vorrang eingeräumt. Sie hat 
zur Beschleunigung der Vorarbeiten einen Arbeits- 
ausschuß eingesetzt, dem. Sachverständige der ein- 
zelnen Rehabilitationsträger angehören; die Sach- 
verständigen des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung arbeiten in diesem Ausschuß mit. 
Es besteht Übereinstimmung, daß die Gesamtstatistik 
nicht auf die Fälle der beruflichen Rehabilitation be- 
schränkt wird, sondern auch die Fälle der medizini- 
schen Rehabilitation einbezogen werden. Erfaßt wer- 
den sollen folgende Gruppen von Merkmalen: An- 
gaben zur Person und zur beruflichen Tätigkeit des 
Rehabilitanden, Art und Ursache der Behinderung, 
Dauer, Art und Kosten der medizinischen und beruf- 
lichen Maßnahmen, Erfolg der Rehabilitationsmaß- 
nahmen. 

Mit einer solchen Gesamtstatistik werden folgende 
Ziele erreicht: 

1. Die Öffentlichkeit wird über die Leistungen des 
gegliederten Systems der Rehabilitation unter- 
richtet, 

2. In die Größe des betreuten Personenkreises, 
seine Zusammensetzung und den Umfang, die 
Kosten und den Erfolg der gewährten Maß- 
nahmen wird Einblick vermittelt. 

3. Die Ergebnisse der jährlich durchgeführten Reha- 
bilitationsmaßnahmen werden übersichtlich dar 
gestellt. 

4. Für den Bedarf an Einrichtungen der medizini- 
schen und beruflichen Rehabilitation werden An- 
haltspunkte geliefert. 

5. Für rehabilitationspolitische Überlegungen und 
Folgerungen wird eine Unterlage gewonnen. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, in enger Zusam- 
menarbeit mit der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation und den Sachverständigen der ein- 
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zelnen Trägergruppen die Vorbereitungen für die 
Gesamtstatistik so rechtzeitig abzuschließen, daß ab 
1. Januar 1971 mit der Zählung begonnen werden 
kann. 

Frage 9 

Was plant die Bundesregierung im einzelnen, um 

bauliche und technische Hindernisse zu beseitigen, 

die die Umweltbedingungen der Behinderten er- 
schweren? 

Antwort 

Die Forderung nach einer humaneren Architektur, 
zur Beseitigung baulicher und technischer Hinder- 
nisse und nach dem Abbau architektonischer Barrie- 
ren gilt in erster Linie für die Wohnung, in der ein 
Schwerbehinderter lebt. Erforderlich ist der Bau von 
Wohnungen, die für einen gemeinsamen Haushalt 
von behinderten und nichtbehinderten Familienmit- 
gliedern hinsichtlich Lage, Grundriß und Ausstattung 
geeignet sind. Mit Schreiben vom 19. März 1969 hat 
der Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen die für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen Länderminister gebeten, in grö- 
ßeren Bauvorhaben einen Teil der Sozialwohnungen 
von vornherein so zu planen, daß sie für Familien 
mit schwerbehinderten Angehörigen oder für allein- 
stehende Schwerbehinderte, die selbständig wohnen 
und wirtschaften wollen und können, geeignet sind. 
Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen ist bereit, sich an der Finanzierung der ent- 
stehenden Mehrkosten zu beteiligen und darüber 
hinaus ein höheres Darlehen zu erwägen, wenn die 
Art der Behinderung im Einzelfall einen besonderen 
Bauaufwand und dadurch ungewöhnlich hohe Mehr- 
kosten erfordern. 

Seither ist die Zahl der beim Bundesministerium für j 
Städtebau und Wohnungswesen eingegangenen An- j 
träge auf Förderung von Wohnungen für Schwer- 
behinderte erheblich angestiegen. Allein im Rech- 
nungsjahr 1969 sind bisher für diesen Zweck 1,3 Mio 
DM bereitgestellt worden. Dieses Förderungsvolu- 
men des Vorjahres wurde bereits in den ersten vier 
Monaten dieses Jahres überschritten. 

Seinem Rundschreiben vom 19. März 1969 hatte der 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
Planungsempfehlungen beigefügt, die Grundrisse 
und Ausstattungseinzelheiten für Wohnungen für 
Schwerbehinderte enthielten und hat außerdem auf 
eine Planungsnorm DIN 18 025 „Wohnungen für 
Schwerbehinderte" hingewiesen, die sich beim Fach- 
normenausschuß „Bauwesen" im deutschen Normen- | 
ausschuß in Arbeit befand. Inzwischen ist die Ent- 
wurfsfassung von Blatt 1 dieser Norm „Wohnungen 
für Rollstuhlbenutzer" erschienen. Die Entwurfsfas- 
sungen von Blatt 2 „Wohnungen für Sehbehinderte" | 
und Blatt 3 „Wohnungen für Gehörgeschädigte" sind 
in Vorbereitung. Die Veröffentlichung der Entwurfs- ! 
fassung hat der Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen zum Anlaß genommen, die für das 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
Länderminister mit Schreiben vom 10. April 1970 | 


i erneut um die Berücksichtigung der Belange Schwer- 
i behinderter zu bitten. In diesem Zusammenhang 
j wurde wiederum darauf hingewiesen, daß die Be- 
j lange der Schwerbehinderten nicht nur im Rahmen 
I des öffentlich geförderten Wohnungsbaues, sondern 
I bei allen Baumaßnahmen berücksichtigt werden 
! müßten. 

Soweit es sich um architektonische Hindernisse han- 
delt, die den Zugang zu öffentlichen Gebäuden er- 
schweren, ist auf die Empfehlung XX des Europa- 
rates (Teilabkommen) über die Planung und Ausge- 
staltung von öffentlichen Gebäuden hinzuweisen. 
Der Bundesschatzminister hat mit Rundschreiben 
v^om 2. Juli 1969 die Baubehörden des Bundes und 
der Länder unter Bezugnahme auf die Empfehlung 
XX gebeten, den Behinderten den Zugang und die 
Benutzung von öffentlichen Gebäuden auf jede ge- 
eignete Weise zu erleichtern. Aus dem Katalog der 
in Betracht kommenden Maßnahmen sollen für die 
Planung und die Durchführung öffentlicher Bauten 
folgende Erfordernisse besonders berücksichtigt 
werden: 

1. Ebenerdige Eingänge, oder aber neben Differenz- 
stufen Rampen für eine Benutzung mit Kranken- 
fahrstühlen. 

2. Außen- bzw. Innenschalter in geeigneter Höhe 
und Lage in Postämtern und ähnlichen Gebäuden 
für die Behinderten mit Krankenfahrstühlen. 

3. Gerade Treppenläufe mit breiten Stufen, geeig- 
net zur Benutzung mit Krücken; keine sogenann- 
ten offenen Treppenhäuser. 

4. Geländer oder Handlauf, wo immer dies möglich 
ist; ein Mittelgeländer bei breiten Treppenan- 
lagen; die Geländer müssen einen wirksamen 
Halt bieten, der Handlauf muß bequem umfaßt 
werden können und darf mit Rücksicht auf Blinde 
nicht unmittelbar an der letzten Stufe enden. 

5. Breite Aufzugstüren und -körbe. 

6. Ausreichend breite Türen, so daß Krankenfahr- 
stühle bequem durchfahren können. 

7. Keine Türschwellen. Rutschfester Belag auf Trep- 
pen, Fußböden und Handläufen. 

Besondere Bedeutung ist dem erleichterten Einstieg 
in Züge, Busse und Straßenbahnen beizumessen. Die 
Deutsche Bundesbahn ist schon aus allgemeinen 
kundendienstlichen Gesichtspunkten darauf bedacht, 
ihre Anlagen für den Reisenden so zu gestalten, daß 
sie bequem und sicher benutzbar sind. Diese kon- 
struktiven Forderungen kommen den körperbehin- 
derten Reisenden in hohem Maße zugute. Unzurei- 
chende Anlagen werden mit dem Ziel einer be- 
quemeren Benutzung umgestaltet. So werden zur 
Erleichterung von Ein- und Ausstieg die Bahnsteig- 
höhen von 21 auf 38, in Ballungsräumen auf 76 cm 
erhöht. In stark frequentierten Bahnhöfen sind künf- 
tig Rampen oder Fahrtreppen als Zugang und Ab- 
gang zu den Zügen geplant. Da es bei dem Massen- 
verkehrsmittel „Eisenbahn" aus wirtschaftlichen und 
technischen Gründen nicht möglich ist, an allen Stel- 
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len für alle Arten der Körperbehinderung besondere 
technische Einrichtungen vorzusehen, sind folgende 
Maßnahmen ergriffen worden: 

1. Alle Mitarbeiter, die mit Kunden zu tun haben, 
werden immer wieder über kundendienstliches 
Verhalten, besonders auch über die Betreuung 
der Reisenden, unterrichtet. 

2. Alle Schalterbeamten sind angewiesen, Schwer- 
beschädigte, Schwerbehinderte, Hilfsbedürftige 
usw. bevorzugt zu bedienen, 

3. Alle Mitarbeiter, besonders die Zugbegleiter, 
sind angewiesen, sich Hilfsbedürftiger, Kranker 
usw., die unterwegs sind, besonders anzunehmen. 

4. Für Schwerbeschädigte und Schwerbehinderte 
werden besonders gekennzeichnete Plätze in den 
Zügen und Bahnbussen zur Verfügung gestellt, 
auf denen, wenn sie nicht ausgenutzt sind, auch 
andere Hilfsbedürftige und ältere Personen 
untergebracht werden können. 

5. Bei Platzmangel in der 2. Klasse werden vorzugs- 
weise ältere, hilfsbedürftige oder körperbehin- 
derte Reisende ohne Zuzahlung in der 1. Klasse 
oder im Dienstabteil untergebracht. 

6. Kranke oder Körperbehinderte in Krankenfahr- 
stühlen und Selbstfahrern können notfalls im 
Gepäckwagen befördert werden; das Personal ist 
angewiesen, beim Verladen zu helfen. 

7. Wenn alten und gebrechlichen Reisenden das 
Treppensteigen Schwierigkeiten macht, werden 
sie von den Mitarbeitern über sonst nicht der 
Öffentlichkeit freigegebene Bahnsteigübergänge 
geführt oder über Großaufzüge befördert, 

8. Neue, im vorigen Jahr eingeführte Kunden- 
dienste erleichtern das Reisen, wie z. B. die Vor- 
haltung von Koffer-Kulis - 2500 Stück sind zu- 
sätzlich bestellt und werden jetzt geliefert Ver- 
besserung des Gepäckträgerdienstes, Einsatz von 
Reisendenhelfern usw. Für den Einsatz von Rei- 
sendenhelfern, der ein besonders gutes Echo 
gefunden hat, wird eine Dauerkonzeption ent- 
wickelt. 

9. Bei allen Detailplanungen ist künftig auf die Be- 
dürfnisse der Körperbehinderten weitgehende 
Rücksicht zu nehmen. 

Die Bundesregierung wird die praktischen Möglich- 
keiten einer humaneren Architektur sowie Gelegen- 
heiten und Chancen, bauliche Hindernisse zu ver- 
meiden, in Zusammenarbeit mit einer großen Woh- 
nungsbaugesellschaft im Rahmen eines Demonstra- 
tivbau Vorhabens aufzeigen. Sie wird in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern daraufhinwirken, daß in den 
Städten bessere Hilfen und geeignetes Informations- 
material vorhanden sind, um den Behinderten in 
fremder Umgebung die Orientierung zu erleichtern. 

Frage 10 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung 
konkret, um den Behinderten „die Teilnahme am 


täglichen Leben außerhalb von Arbeit und Beruf 
zu erleichtern?" 

Antwort 

Auch für den behinderten Menschen sind Arbeit und 
Beruf nicht alleiniger Inhalt seines Lebens, sondern 
Teil seiner Entfaltungsmöglichkeiten in der Gemein- 
schaft. Hilfsmaßnahmen für Behinderte können sich 
daher nicht in der beruflichen Eingliederung erschöp- 
fen; sie müssen in gleichem Maße auch andere Le- 
bensbereiche erfassen. Gerade hier ergeben sich für 
den Behinderten oft große Schwierigkeiten, weil er ~ 
von vornherein durch die Behinderung benachteiligt 
und vielfach sich selbst überlassen - mit den Inter- 
essen und Wünschen Nichtbehinderter konkurrieren 
muß. Dies hat häufig dazu geführt, daß der Behin- 
derte isoliert und ausgeschlossen bleibt, weil das 
erforderliche Verständnis für ihn und die äußeren 
Voraussetzungen für eine uneingeschränkte Teil- 
nahme am Gemeinschaftsleben fehlen. Neben einer 
Intensivierung der Aufklärungsarbeit hält die Bun- 
desregierung deshalb Maßnahmen außerhalb von 
Arbeit und Beruf für erforderlich, die dazu dienen, 
auch den Behinderten alle Möglichkeiten, wie sie 
den Nichtbehinderten selbstverständlich sind, einzu- 
räumen. Die Skala solcher Maßnahmen wird so um- 
fassend und vielgestaltig sein, wie das Leben selbst 
ist, zu dessen Bewältigung sie dienen. Dabei müssen 
auch die durch die einzelnen Behinderungsformen 
bedingte Bedarfslage und die jeweiligen besonderen 
örtlichen Voraussetzungen berücksichtigt werden. 
Besonders seien hervorgehoben: 

Förderung der Kontakte Behinderter mit Nichtbehin- 
derten - vor allem zwischen jungen Menschen - 
durch Schaffung hierfür geeigneter Einrichtungen. 

Förderung der Eigeninitiative von Behinderten in 
Clubs und Heimen. 

Förderung des Behindertensports, insbesondere stär- 
kere Einbeziehung der vorhandenen Sportmöglich- 
keiten am Wohnort des Behinderten. 

Eröffnung spezieller Unterhaltungsmöglichkeiten für 
den Behinderten und Berücksichtigung seiner Inter- 
essen in allgemeinen Bildungs- und Unterhaltungs- 
einrichtungen (z. B. regelmäßige Rundfunk- und 
Fernsehinformationen für Behinderte, die ihnen das 
Verständnis für politische, wirtschaftliche und kul- 
turelle Ereignisse ermöglichen und erleichtern). 

Förderung der Hauspflege, soweit der Behinderte 
der fachkundigen Hilfe in der eigenen Wohnung 
bedarf. 

Verbesserung der Erholungsmöglichkeiten durch Er- 
richtung von neuen oder entsprechender baulicher 
Ausgestaltung in bereits vorhandenen Einrichtun- 
gen; Erleichterung für Behinderte bei der Auswahl 
geeigneter Einrichtungen (z. B. Reiseführer für Be- 
hinderte, Veröffentlichung von Anschriften geeig- 
neter Hotels, Motels, Autobahnraststätten und 
Feriendörfer). 

Förderung von Gaststätten usw., die durch ihre Aus- 
stattung die Aufnahme von Behinderten ermöglichen 
und durch entsprechenden Service dem Behinderten 
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zu einer individuellen Gestaltung des Urlaubs ver- 
helfen. 

Überprüfung des Vergünstigungswesens. 

Frage 11 

Prävention geht vor Rehabilitation. Das „Aktions- 
programm“ erwähnt aber die Prävention nicht. 

Sieht die Bundesregierung keine Aufgaben im 

Bereich der Prävention? 

Antwort 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung zur För- 
derung der Rehabilitation umfaßt sowohl Maßnah- 
men zur erstmaligen Eingliederung jugendlicher Be- 
hinderter (Habilitation) und zur Wiedereingliede- 
rung Behinderter (Rehabilitation) als auch Maß- 
nahmen, um drohenden Behinderungen vorzubeugen 
(Prävention). Wenn diese begriffliche Unterschei- 
dung im Aktionsprogramm nicht besonders hervor- 
gehoben worden ist, so deshalb, weil in den gesetz- 
lichen Vorschriften über die Rehabilitation zwischen 
diesen Begriffen nicht unterschieden wird. Sie sind 
schwer voneinander abzugrenzen. Denn eine be- 
stimmte Maßnahme medizinischer oder berufsför- 
dernder Art hat in der Regel sowohl vorbeugende 
als auch wiederherstellende Wirkungen. Deshalb be- 
ziehen sich die gesetzlichen Normen in vielen Fällen 
auf den gesamten Komplex der Habilitation, Reha- 
bilitation und Prävention, ohne diese Begriffe im 
einzelnen abzugrenzen. So spricht das Recht der 
Rentenversicherung z. B. von „Maßnahmen zur Er- 
haltung, Besserung und Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit“, das Sozialhilferecht von „Eingliede- 
rungshilfe“. Gemäß § 56 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes kann die Bundesanstalt für Arbeit jetzt 
ebenso wie die übrigen Träger Maßnahmen zur 
Arbeits- und Berufsförderung Behinderter schon 
dann einleiten, wenn eine Behinderung droht, sie 
braucht also nicht abzuwarten, bis die Behinderung 
tatsächlich eingetreten ist und zum Verlust des 
Arbeitsplatzes geführt hat. 

Dagegen sind die Präventionsmaßnahmen im wei- 
teren Sinne nicht Gegenstand des Aktionspro- 
gramms. Hierher gehören diejenigen allgemeinen 
und medizinischen Maßnahmen, die zur Verhütung 
von Krankheiten und sonstigen Gesundheitsschäden 
dienen, insbesondere die Frühheilverfahren, Vor- 
sorgekuren, Vorsorge-, Eignungs- und Überwa- 
chungsuntersuchungen, der Arbeitsschutz und die 
Unfallverhütung. Für diese Maßnahmen gilt der Satz 
„Prävention geht vor Rehabilitation“, den die Bun- 
desregierung uneingeschränkt bejaht. 

Für die Bundesregierung bestand indes kein Anlaß, 
im Rahmen eines Programms zur Eingliederung Be- 
hinderter ihre Vorstellungen über Maßnahmen der 
Prävention in aller Ausführlichkeit darzulegen. Sie 
beabsichtigt vielmehr, auf diese Fragen in dem 
bereits in der Regierungserklärung angekündigten 
Gesundheitsbericht einzugehen. 

Es bedarf keiner Betonung, daß auch nach Auffas- 
sung der Bundesregierung der Prävention eine be- 
sondere Bedeutung im Rahmen einer modernen 


Gesundheitspolitik zukommt. Wie die Bundesregie- 
rung im Sozialbericht 1970 (vgl. Drucksache VI/643, 
S. 27) ausgeführt hat, wird sie daher bei der Weiter- 
entwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung 
ein vorrangiges Ziel in einem Ausbau der Präven- 
tionsmaßnahmen sehen. 

Im Sozialbericht ist auch auf die Notwendigkeit zur 
Verbesserung des Arbeitsschutzes und der Unfall- 
verhütung ausdrücklich hingewiesen (vgl. a.a.O., 
S. 18). Die Bundesregierung ist vorsorgend um eine 
ständige Verbesserung der Arbeitsbedingungen so- 
wie um eine laufende Anpassung der Arbeitsschutz- 
maßnahmen an den technischen Fortschritt bemüht. 
Als vordringliche Aufgaben in diesem Zusammen- 
hang werden der Ausbau der betrieblichen Sicher- 
heitsorganisation (Sicherheitsingenieure, Betriebs- 
ärzte) und eine Systematisierung der Unfallfor- 
schung angesehen. 

Durch die allgemeine Einführung betrieblicher 
Sicherheitsfachkräfte soll der Arbeitsschutz mehr als 
bisher in die eigene Verantwortung der einzelnen 
Unternehmen verlagert werden. 

Durch vorsorgende Unfallursachen- und Unfallver- 
hütungsforschung, die in Teamarbeit von Natur- 
wissenschaftlern, Ingenieuren, Medizinern, Psycho- 
logen und Wirtschaftswissenschaftlern durchzufüh- 
ren ist, soll das Rüstzeug für eine erfolgreiche Un- 
fallverhütung im Betrieb und auch im häuslichen 
Bereich erarbeitet werden. Die Förderung der Unfall- 
forschung wird eine wesentliche Aufgabe der neuen 
Bundesanstalt für Unfallforschung und Arbeitsschutz 
sein. Um das allgemeine Sicherheitsbewußtsein zu 
verbessern, ist auch vorgesehen, daß die neue Bun- 
desanstalt Modelle entwickelt, die den Pädagogen 
in den Schulen und Lehrwerkstätten zur Verfügung 
gestellt werden können. 

Frage 12 

Weshalb beabsichtigt die Bundesregierung nicht, 
den Kreis der Rehabilitationsberechtigten zu er- 
weitern, da nach dem bisherigen Rehabilitations- 
recht nur etwa 49®/o der Bevölkerung rehabili- 
tationsberechtigt sind und 51 ®/o keinen Anspruch 
auf Rehabilitation haben? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat niemals erklärt, daß sie 
nicht beabsichtige, den Kreis der Rehabilitations- 
berechtigten zu erweitern. Das Gegenteil ist viel- 
mehr richtig. Im Sozialbericht ist ausdrücklich ange- 
kündigt (vgl. Drucksache VI/643 Seite 25), daß die 
Bundesregierung noch in diesem Jahr einen Gesetz- 
entwurf zur Einführung der Unfallversicherung für 
Schüler vorlegen wird. Auf derselben Seite des So- 
zialberichts ist ausgeführt, daß die Bundesregierung 
in der Öffnung der Rentenversicherung für Selbstän- 
dige eine wichtige soziale Aufgabe sehe und hierfür 
bereits eine Konzeption erarbeite. Darüber hinaus 
wird dort das Problem der sozialen Sicherung der 
Frau angesprochen mit der Feststellung, daß die 
Bundesregierung eine eigenständige soziale Siche- 
rung der Frau für erforderlich halte. Durch diese 
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Maßnahmen - Unfallversicherung für Schüler, öff- | 
nung der Rentenversicherung für Selbständige, | 
eigenständige soziale Sicherung der Frau - wird der i 
Anteil derjenigen, denen Rehabilitationsleistungen | 
zu gewähren sind, zwangsläufig erheblich ansteigen. 
Durch das am 1. Juli 1969 in Kraft getretene Arbeits- 
förderungsgesetz und das Zweite Änderungsgesetz 
zum Bundessozialhilfegesetz (in Kraft seit dem 
1. Oktober 1969) ist der Prozentsatz der Rehabili- 
tationsberechtigten weiter angestiegen. j 

Durch § 57 des Arbeitsförderungsgesetzes und § 39 
des Bundessozialhilfegesetzes wird allen körperlich, 
geistig oder seelisch Behinderten ein Rechtsanspruch 
auf Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförderung 
bzw. Eingliederungshilfe eingeräumt, soweit nicht 
die Zuständigkeit eines anderen, vorrangig ver- 
pflichteten Trägers begründet ist. Der Rechtsan- 
spruch auf Leistungen zur beruflichen Rehabilitation 
besteht unabhängig davon, ob der Behinderte vorher 
Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit entrichtet hat 
oder künftig entrichten wird; die Rehabilitations- 
leistungen werden auch dann gewährt, wenn der Be- 
hinderte lediglich zur Aufnahme einer Beschäftigung 
in einer Werkstatt für Behinderte befähigt werden 
soll. j 

In dem Entwurf der Anordnung des Verwaltungs- 
rates der Bundesanstalt für Arbeit zur Rehabilitation 
ist vorgesehen, daß die Leistungen zur beruflichen 
Ausbildung behinderter Jugendlicher weitgehend 
unabhängig von den Einkommens- und Vermögens- 
verhältnissen der Eltern gewährt werden. Demzu- 
folge steht fast jedem behinderten Jugendlichen ein 
Rechtsanspruch auf Ausbildungsbeihilfe zu. 

Durch das Zweite Änderungsgesetz zum Bundes- 
sozialhilfegesetz ist den Eltern behinderter Kinder 
und Jugendlicher weitgehende Kostenfreiheit bei der 
Unterbringung in Rehabilitationseinrichtungen 
(Tagesstätten, Heimen, Kliniken usw.) eingeräumt 
worden. 

Der demnach noch nicht rehabilitationsberechtigte 
Personenkreis besteht - abgesehen von den Per- 
sonen über 65 Jahren - aus 

a) Kindern und Jugendlichen, 

b) Hausfrauen, 

c) nicht versicherten Selbständigen. 

Für diese drei Gruppen bemüht sich die Bundes- 
regierung -wie bereits ausgeführt -um eine Lösung, 
die sie in den Kreis der Rehabilitationsberechtigten 
einbezieht. 


Frage 13 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die vom frühe- 
ren Bundesarbeitsminister eingerichtete Bera- 
tungsstelle für Rehabilitationseinrichtungen in 
Heidelberg, die sich gut bewährt hat, fortzuführen? 

Antwort 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Beratungs- 
stelle für Rehabilitationseinrichtungen in Heidelberg 
fortzuführen. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung hat den zum 31. Dezember 1969 aus- 
gelaufenen Vertrag mit dem Berufsförderungswerk 
Heidelberg verlängert. 

Frage 14 

Steht die Bundesregierung zu dem von Bundes- 
arbeitsminister a. D. Katzer beim Rehabilitations- 
kongreß in Heidelberg vorgetragenen anspruchs- 
vollen Ziel, durch Zusammenfassung aller Kräfte 
die Zahl der Frühinvaliden durch Rehabilitation in 
den nächsten zehn Jahren um eine halbe Million 
zu verringern? 

Antwort 

Die Bundesregierung will selbstverständlich die Zahl 
der Frühinvaliden durch Rehabilitation verringern, 
um möglichst allen arbeitenden Menschen die 
Chance zu geben, bis zum Rentenalter einer Er- 
werbstätigkeit nachzugehen. Der von ihr angestrebte 
höchstmögliche Erfolg läßt sich jedoch kaum in zu- 
verlässigen Zahlen ausdrücken-, hierzu fehlen ent- 
sprechende statistische Unterlagen. 

Von den derzeit 1,6 Millionen Frühinvaliden sind 
958 832 (60,5 ^/o) bereits mehr als 60 Jahre alt. Wegen 
der beschränkten Möglichkeiten der Rehabilitations- 
maßnahmen bei älteren Menschen kann der Kampf 
gegen die Frühinvalidität nicht allein der Rehabili- 
tation überlassen werden, vielmehr kommt den Maß- 
nahmen der Prävention eine vorrangige Bedeutung 
zu. Die Bekämpfung der vorzeitigen Invalidität ist 
zum entscheidenden Teil ein Kampf gegen vorzeitige 
oder überdurchschnittliche Abnutzungs- und Ver- 
brauchserscheinungen. Daraus folgt, daß die Invali- 
ditätsbekämpfung sehr frühzeitig einsetzen muß und 
sich auf alle Lebensbereiche zu richten hat. Neben 
Aufklärungs-, Vorbeugungs- und Verhütungsmaß- 
nahmen muß insbesondere sichergestellt werden, 
daß der Kranke oder Gesundheitsgefährdete von 
seinem Arzt so frühzeitig wie möglich in das Reha- 
bilitations- und, Präventionsgeschehen einbezogen 
wird. Hierzu die nötigen Schritte einzuleiten, ist die 
Bundesregierung entschlossen. 
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Anlage 

Verstärkte Hilfen für die Behinderten 
Aktionsprogramm der Bundesregierung zur Förde- 
rung der Rehabilitation verkündet 

Bundesarbeitsminister Walter Arendt hat am 
14. April 1970 in Wiesbaden das nachstehend abge- 
druckte Aktionsprogramm der Bundesregierung zur 
Förderung der Rehabilitation der Behinderten ver- 
kündet. Seine Anwesenheit bei der ersten Mitglie- 
derversammlung der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation benutzte der Minister einmal dazu, 
den guten Willen und die Bereitschaft der Bundes- 
regierung zu einer vertrauensvollen Zusammen- 
arbeit mit der Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation zum Ausdruck zu bringen und zum an- 
deren, die Vorstellungen der Bundesregierung zur 
Rehabilitation darzulegen. Als Vertreter des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
nahm Staatssekretär Dr. von Manger-König an der 
Veranstaltung teil. 

Die Mitgliederversammlung der Bundesarbeitsge- 
meinschaft für Rehabilitation verabschiedete die 
„Grundsätze für die Rehabilitation als gemeinsame 
Aufgabe ihrer Träger" . Zweck dieser Grundsätze ist 
es, insbesondere das Rehabilitaiionsv er fahren im 
Einzel fall zu verbessern, ein Anliegen, das auch im 
Aktionsprogramm der Bundesregierung ange- 
sprochen ist. 

Mit dem Aktionsprogramm will die Bundesregie- 
rung das in der Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969 gegebene Versprechen einlösen, sie 
werde besonders für die Mitbürger sorgen, die 
trotz Hochkonjunktur und Vollbeschäftigung im 
Schatten leben müssen; sie werde um verstärkte 
Maßnahmen bemüht sein, die den Behinderten in 
Beruf und Gesellschaft Chancen eröffnen, wo immer 
dies möglich sei. 

ln seiner Ansprache vor der Mitgliederversamm- 
lung der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 
tation führte der Bundesarbeitsminister u. a. aus: 

Das Ihnen heute überreichte Aktionsprogramm der 
Bundesregierung zur Förderung der Rehabilitation 
der Behinderten soll die Grundlage dafür schaffen, 
daß dem Versprechen der Regierungserklärung als- 
bald Taten folgen. Es wird erstmals der Versuch 
unternommen, ein umfassendes Programm der Reha- 
bilitation zu entwickeln, angefangen von der medi- 
zinischen Rehabilitation über die erzieherischen, 
schulischen und beruflichen Hilfen bis hin zur gesell- 
schaftlichen Eingliederung. 

Ich weiß sehr wohl, daß wir mit dem Aktionspro- 
gramm kein Neuland betreten, daß wir mit der 
Rehabilitation in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht erst am Anfang stehen, sondern mit Stolz zu- 
rückschauen können auf ausgezeichnete Erfolge und 
vorbildliche Einrichtungen in fast allen Bereichen 
der Rehabilitation. Ich betrachte es daher als eine 
selbstverständliche Verpflichtung, allen an diesen 
Erfolgen und Leistungen Beteiligten heute zu dan- 
ken, zu danken für ihre Bemühungen an den behin- 
derten Menschen. 


Ich danke allen denjenigen, die in den Rehabili- 
tationseinrichtungen, in Kliniken und Krankenhäu- 
sern, in Ausbildungs- und Umschulungsstätten, in 
Heimen und Anstalten sich täglich um die Behinder- 
ten verdient gemacht haben. Dort in diesen Einrich- 
tungen werden - vielfach im Stillen und Verbor- 
genen - von Ärzten, Pflegern, Helfern, Erziehern 
und Ausbildern die wirklichen Heldentaten unserer 
Zeit vollbracht. 

Ich danke den Trägern der Rehabilitation, der ge- 
setzlichen Unfallversicherung, den Rentenversiche- 
rungen, der Kriegsopferfürsorge, der Sozialhilfe und 
der Bundesanstalt für Arbeit, die allein im Jahre 
1968 fast 4 Milliarden DM für Maßnahmen zur Er- 
haltung, Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit aufgewendet haben. Ich danke nicht 
zuletzt auch den Verbänden der Freien Wohlfahrts- 
pflege, den Kirchen und Behindertenorganisationen, 
die sich häufig vor der öffentlichen Hand der Behin- 
derten angenommen haben. 

Ich weiß mich auch mit Ihnen darin einig, daß auf 
dem weiten Feld der Rehabilitation noch ein gutes 
Stück Arbeit zu tun bleibt. Wir dürfen uns deshalb 
mit dem in der Vergangenheit Erreichten nicht zu- 
frieden geben. Wir dürfen uns nicht damit begnügen, 
daß das Rehabilitationsverfahren für diejenigen in 
aller Regel gut verläuft, die den zuständigen Träger 
gefunden haben. Wir müssen auch diejenigen sehen, 
die zwischen zwei oder drei möglicherweise zustän- 
digen Trägern auf raschen Beginn und einen zügigen 
Ablauf des Rehabilitationsverfahrens warten. 

Wir können deshalb auch nicht damit zufrieden sein, 
daß für manche Bereiche der Rehabilitation vorbild- 
liche Einrichtungen vorhanden sind, während in 
anderen Bereichen noch Einrichtungen fehlen und 
Wartezeiten beklagt werden müssen. Ich nenne hier 
nur die Werkstätten für Behinderte, wo wir noch am 
Anfang stehen. Ganz zu schweigen von den bau- 
lichen und technischen Hindernissen, die sich vor 
allem unseren körperbehinderten Mitbürgern im 
Alltag in den Weg stellen. Denken Sie nur an die 
zahlreichen Treppen vor den Eingängen der Öffent- 
lichen Gebäude und Schulen oder an die hohen 
Stufen und häufig zu engen Türen in Zügen, Stra- 
ßenbahnen und Omnibussen. 

Wir müssen erkennen, daß es für den einzelnen 
Behinderten völlig unwichtig ist, von welchem Trä- 
I ger er Rehabilitationsleistungen erhält. Entscheidend 
ist allein, daß das Rehabilitationsverfahren zügig 
j und erfolgreich zum Abschluß gebracht worden ist. 

I Wir müssen lernen, daß im Bereich der Rehabili- 
tation kein Platz ist für Empfindlichkeiten, Prestige- 
I denken und Zuständigkeitsstreitigkeiten. Ich ver- 
kenne nicht die Bedeutung der kausalen Zuordnung 
des einzelnen Behinderten zu einer bestimmten Trä- 
gergruppe des gegliederten Systems. Die Ordnungs- 
funktion dieses Systems darf aber nicht so weit 
gehen, daß zwischen den einzelnen Trägergruppen 
Schranken aufgerichtet werden, die für den Behin-* 
derten unüberwindlich sind. 

Sie, die bei den einzelnen Trägern die Alltagsarbeit 
der Rehabilitation zu bewältigen haben, wissen am 
besten, daß das gegliederte System viele Vorzüge 
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aufweist, die es zu erhalten gilt; daß es aber auch 
Nachteile hat, die überwunden werden müssen. Sie 
haben die Notwendigkeit zur Koordinierung erkannt 
und sich freiwillig zur Bundesarbeitsgemeinsdiaft zu- 
sammengeschlossen. Für diesen mutigen Schritt nach 
vorn, den Sie im besten Geist der Selbstverwaltung 
getan haben, sage ich Ihnen Dank und Anerkennung. 
Lassen Sie mich aus der Sicht des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung auf einige mir 
wichtig erscheinende Grundgedanken des Aktions- 
programms besonders hinweisen: 

1. Das Aktionsprogramm geht aus von dem geglie- 
derten System der Rehabilitation und der Selbst- 
verwaltung seiner Träger; es will nicht eingreifen 
in bestehende Zuständigkeiten, sondern denWeg 
sichtbar machen, der gemeinsam zu gehen ist. 

2. Das Aktionsprogramm erfaßt den gesamten Be- 
reich der Rehabilitation - die medizinische, die 
erzieherisch-schulische, die berufliche und die 
soziale oder gesellschaftliche Seite der Reha- 
bilitation. 

Es geht damit über den Zuständigkeitsbereich des 
Bundesarbeitsministers und der Bundesregierung 
hinaus. 

Meiner Meinung nach kommt es entscheidend 
darauf an, daß wir das Ganze sehen, die große 
Linie erkennen und über die einzelnen Sektoren 
der Rehabilitation hinweg zu einer Gesamtschau 
kommen, ohne Rücksicht auf die engen Grenzen 
der Zuständigkeit. Wir müssen dort etwas tun, 
wo wir zuständig sind und dort Anregungen und 
Hinweise geben, wo wir nicht unmittelbar tätig 
sein können. 

3. Das Aktionsprogramm erfaßt den individuellen 
und den institutioneilen Bereich der Rehabili- 
tation. 

Im individuellen Bereich hat zweierlei Vorrang: 

a) Das Verwaltungsverfahren muß nahtlos und 
ohne Unterbrechung äblaufen. Der Behinderte 
muß frühzeitig beraten und in die Rehabili- 
tation einbezogen werden. Es .däii nicht Sache 
des Behinderten sein, sich den zuständigen 
Kostenträgern selbst suchen zu müssen,- 

b) die unterschiedlichen Rehabilitationsleistun- 
gen sind einander möglichst schnell anzuglei- 
chen. Das gilt insbesondere für die Leistungen 
zum Lebensunterhalt während der Um- 
schulung. 

Im institutionellen Bereich geht es um die Schaf- 
fung eines möglichst geschlossenen Systems von 
Rehabilitationseinrichtungen, angefangen von 
den Kliniken und Krankenhäusern über die Spe- 
zialeinrichtungen für bestimmte Behinderungs- 
arten und die Ausbildungs- und Umschulungs- 
stätten bis hin zu den Sonderkindergärten und 
Sonderschulen und den Werkstätten für Behin- 
derte, 

Für die Ausbildungs- und Umschulungsstätten ist 
hier durch das Förderungsprogramm des Bundes- 
arbeitsministeriums schon einige Vorarbeit geleistet 
worden. Die beabsichtigte Verdoppelung der Haus- 


haltsansätze für dieses Programm im Rechnungsjahr 
1970 ist ein ermutigender Auftakt für diesen Bereich. 
Die Beratungsstelle für Rehabilitationseinrichtungen 
in Heidelberg, die im Auftrag des Bundesarbeits- 
ministeriums tätig ist, hat in der kurzen Zeit ihres 
Bestehens bei einer ganzen Reihe von Projekten 
sehr nützliche Hilfestellung geleistet. Insbesondere 
die in Heidelberg im vergangenen Jahr angelaufe- 
nen Aus- und Fortbildungsseminare für Fachkräfte 
der Rehabilitation haben sich als ein voller Erfolg 
erwiesen. 

Ich hoffe, daß wir diese erfreulichen Ansätze in ge- 
meinsamer Arbeit fortführen und auch auf andere 
Bereiche der Rehabilitation ausdehnen können. 

Auf Ihrer Tagesordnung steht die Beschlußfassung 
über Ihre Grundsätze zur Rehabilitation - Rehabili- 
tation als gemeinsamer Aufgabe ihrer Träger. Ich 
habe mir den Entwurf der Grundsätze sehr genau 
angesehen, und ich finde, er entspricht den wesent- 
lichen Anforderungen, die an einen optimalen Ver- 
lauf des Rehabilitationsverfahrens im Einzelfall zu 
stellen sind; angefangen von der Erfassung und Be- 
ratung der Behinderten, der Einschaltung der Arzte, 
dem Versuch zur Überwindung der Zuständigkeits- 
streitigkeiten, über die Aufstellung des Gesamt- 
planes und die Beteiligung der einzelnen Träger- 
gruppen bis hin zur Sicherung der Eingliedetung 
durch nachgehende Fürsorge. 

Ich habe vorhin den individuellen Bereich der Reha- 
bilitation als ein wesentliches Anliegen des Aktions- 
programms der Bundesregierung bezeichnet. In Ihren 
Grundsätzen sehe ich einen wichtigen ersten Schritt 
zur Verwirklichung dieses Programmpunktes; denn 
wer könnte besser eine Koordinierung im indivi- 
duellen Bereich herbeiführen als die für das Ver- 
fahren im Einzelfall zuständigen Träger selbst. 

Ich betrachte es daher als gutes Zusammenwirken, 
wenn die Bundesregierung heute hier mit einem 
Aktionsprogramm vor die Öffentlichkeit tritt und die 
Bundesarbeitsgemeinschaft für einen wichtigen 
Punkt dieses Programms schon sogleich eine Lösung 
anbietet. In diesem Sinne sollten wir auch weiterhin 
Zusammenarbeiten. 

Die von Ihnen zu beschließenden Grundsätze und 
das Aktionsprogramm der Bundesregierung zur För- 
derung der Rehabilitation stehen heute noch auf dem 
Papier. Sie sind zunächst nur ein äußerer Rahmen, 
der mit Leben angefüllt werden muß, wenn sich die 
Dinge draußen im Lande im Interesse der Behin- 
derten ändern sollen. 

War es schon nicht so einfach, die Grundsätze und 
das Aktionsprogramm aufzustellen, so werden die 
Schwierigkeiten erst richtig anfangen, wenn wir 
darangehen, diese Gedanken und Ideen fn die Tat 
umzusetzen. 

Ihre Grundsätze und das Aktionsprogramm der Bun- 
desregierung bedürfen der Mitarbeit aller an der 
Rehabilitation beteiligten Stellen in Bund, Ländern 
und Gemeinden, der gesetzlichen Träger der Reha- 
bilitatioii, der Sozialpartner, der Kirchen, der Wohl- 
fahrtsverbände und der Organisationen der Beschäf- 
tigten und Behinderten und ihrer Familien. Vor 
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allem aber bedarf es der Mitarbeit jedes einzelnen j 
Behinderten selbst, seines Willens und seiner Bereit- 
schaft, das Handicap der Behinderung zu überwin- 
den. Ihm dabei Hilfestellung zu leisten, liegt in 
unserer gemeinsamen Verantwortung. 

Aktionsprogramm der Bundesregierung zur 
Förderung der Rehabilitation der Behinderten 

Die Zahl der Behinderten in der Bundesrepublik 
Deutschland wird auf 4 Millionen geschätzt. Bei 
Straßenverkehrsunfällen wurden in den letzten drei 
Jahren jeweils mehr als 460 000 Personen verletzt. 
Jahr für Jahr müssen etwa 200 000 Männer^ und 
Frauen infolge von Verkehrs- und Arbeitsunfällen, 
Krankheit oder Verschleißerscheinungen vorzeitig 
aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Jährlich werden 
mehr als 60 000 Kinder geboren, die wegen körper- 
licher, geistiger oder seelischer Schäden der beson- | 
deren Betreuung bedürfen; von den volkssdiulpflidi- i 
tigen Kindern sind rund 500 000 erheblich behindert. | 
Die Bundesregierung hat in der Regierungserklärung | 
vom 28. 10. 1969 angekündigt, sie werde besonders j 
für die Mitbürger sorgen, die trotz Hochkonjunktur I 
und Vollbeschäftigung im Schatten leben müssen; sie 1 
werde um verstärkte Maßnahmen bemüht sein, die | 
den Behinderten in Beruf und Gesellschaft Chancen j 
eröffnen, wo immer dies möglich sei. ; 

Diesem Ziel dient das Aktionsprogramm der Bundes- 
regierung zur Förderung der Rehabilitation. Ver- 
stärkte Maßnahmen der Rehabilitation sollen die 
Behinderten in Arbeit, Beruf und Gesellschaft ein- 
gliedern und es ihnen ermöglichen, am Leben der 
Gemeinschaft teilzuhaben. 

Es ist das vorrangige Ziel des Aktionsprogramms, 
daß allen Behinderten die gebotenen medizinischen, 
erzieherischen, beruflichen und sozialen Hilfen 
schnell und unbürokratisch erreichbar sind, unabhän- 
gig davon, ob es sich um Kinder, Jugendliche oder 
Erwachsene handelt und ob die Behinderung ange- 
boren ist, auf einer Erkrankung, einem Unfall oder 
einer Kriegsbeschädigung beruht. Hierzu bedarf es 
folgender Maßnahmen; 

1. Koordinierung der Rehabilitation \ 

In der Bundesrepublik Deutschland bemüht sich eine 
Vielzahl von Organisationen, Stellet! und Behörden 
um die Eingliederung der Behinderten. Die Zustän- 
digkeiten sind für den Behinderten oft nur schwer | 
überschaubar. Es ist daher eine Koordinierung not- 
wendig, sowohl im Einzelfall, um die vielfältigen 
Hilfen zu einem gemeinsamen Erfolg zu führen, als 
auch im organisatorischen und institutionellen Be- 
reich, um zwischen allen Beteiligten eine nahtlose 
Zusammenarbeit zu gewährleisten und die notwen- 
digen Rehabilitationseinrichtungen zu schaffen. 

Die Bundesregierung wird künftig mit den zustän- 
digen obersten Landesbehörden, den Trägern der 
Rehabilitation, der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation sowie den Verbänden und Institutio- 
nen noch enger Zusammenarbeiten. Hierzu bietet 
§ 62 des Arbeitsförderungsgesetzes für den Bereich 


der Eingliederung in Beruf und Arbeit eine aus- 
drückliche gesetzliche Grundlage. Die Bundesregie- 
rung wird mit allen beteiligten Stellen die zu einer 
wirksamen Koordinierung der Rehabilitation not- 
wendigen Maßnahmen verstärken. Das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung und das Bun- 
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
haben zur Durchführung dieses Aktionsprogramms 
einen gemeinsamen Arbeitsausschuß gebildet, 

2. Neu- und Ausbau eines Systems 
von Rehabilitationsmaßnahmen 

Für die verschiedenen Phasen der Rehabilitation 
müssen die notwendigen Einrichtungen bereitgestellt 
werden. Erforderlich ist eine gemeinsame Klärung 
von Bedarfs- und Standortfragen, das Abstimmen 
der Planungen und der Finanzierung, um bald eine 
ausreichende Zahl von geeigneten Rehabilitations- 
einrichtungen zu erreichen. Anzustreben ist ein mög- 
lichst geschlossenes System von Einrichtungen, das 
alle Teilbereiche der Rehabilitation einbezieht: 

a) Zentren der medizinischen Rehabilitation ein- 
schließlich von Rehabilitations-Krankenhäusern 
mit Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, 

b) Rehabilitationszentren für spezielle Krankheits- 
oder Behinderungsarten, beispielsweise für Herz- 
und Kreislauferkrankungen, Sdiädel-Himverlet- 
zungen, Querschnittslähmungen, rheumatische 
Erkrankungen usw., in denen bereits am Kran- 
kenbett mit Maßnahmen zur beruflichen Reha- 
bilitation begonnen wird, 

c) Einrichtungen zur beruflichen Ausbildung und 
Umschulung von Behinderten, 

d) Werkstätten für Behinderte, in denen diejenigen 
arbeiten können, für die der freie Arbeitsmarkt 
nicht oder noch nicht zugänglich ist, 

e) Sonde reinrichtungen für behinderte Kinder und 
Jugendliche, z. B. Soriderkindergärten, Horte, 
Sonderschulen, Sonderberufsschulen und heil- 
pädagogische Beratungsstellen, 

f) Wohnheime für Behinderte einschließlich für be- 
hinderte Studenten. 

3. Verbesserung des Rehabilitationsverfahrens 
im Einzelfall 

Ein optimaler Erfolg des Rehabilitationsverfahrens 
setzt voraus, daß Behinderungen rechtzeitig erkannt 
und die Behinderten frühzeitig beraten werden. Die 
einzelnen Phasen der Rehabilitation müssen zügig 
und kontinuierlich verlaufen. Das erscheint am 
besten gewährleistet, wenn der im Einzelfall zu- 
ständige Kostenträger in der Lage ist, das gesamte 
Rehabilitationsverfahren bis zur vollständigen Ein- 
gliederung des Behinderten in eigener Verantwor- 
tung durchzuführen. Die Bundesregierung wird be- 
müht sein, in Zusammenarbeit mit allen Beteiligten 
einen optimalen Verlauf des Rehabilitationsverfah- 
rens sicherzustellen. Die Dienststellen der gesetz- 
lichen Leistungsträger, die Gesundheits-, Sozial-, 
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Jugend- und Arbeitsämter sollen jedem Behinderten 
beratend zur Seite stehen; ebenso wie sonstige Fach- 
leute und Vereinigungen, die sich um die Behin- 
derten bemühen, 

4. Aus- und Fortbildung von Fachkräften 
der Rehabilitation 

Der Erfolg aller Rehabilitationsbemühungen hängt 
wesentlich davon ab, daß in den Rehabilitationsein- 
richtungen das erforderliche Fachpersonal zur Ver- 
fügung steht. Die verschiedenen Aspekte der Reha- 
bilitation müssen auch in die Aus-, Fort- und Weiter- 
bildung der Ärzte und Erzieher stärkeren Eingang 
finden. Eine gemeinsame Fortbildung von Fachkräf- 
ten der verschiedenen Rehabilitationsträger und der 
Rehabilitationseinrichtungen fördert zugleich auch 
die Zusammenarbeit der Trägergruppen. Darüber 
hinaus müssen für die Fachkräfte der Rehabilitation 
neue Berufsbilder und Berufsordnungen entwickelt 
werden, beispielsweise für den Rehabilitationsbera- 
ter, den Heimerzieher und den Arbeitstherapeuten. 
Dabei sollte eine leistungsgerechte Besoldung selbst- 
verständlich sein. 

5. Verbesserung der gesetzlichen Grundlagen 
der Rehabilitation 

Durch das Arbeitsförderungsgesetz und die Neufas- 
sung des Bundessozialhilfegesetzes und des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes sind in jüngster Zeit Normen 
geschaffen worden, die den heutigen Forderungen 
einer modernen Rehabilitation der Behinderten 
Rechnung tragen. Eine wirksame Eingliederung ver- 
langt jedoch auch künftig eine ständige Anpassung 
und Verbesserung der gesetzlichen Grundlagen. 

Das in erster Linie zur Überwindung der Kriegs- 
folgen geschaffene Schwerbeschädigtengesetz ist den 
veränderten Verhältnissen, insbesondere den moder- 
nen Gedanken einer umfassenden Rehabilitation 
aller Behinderten, anzupassen. In den geschützten 
Personenkreis sollten unabhängig von der Ursache 
der Behinderung alle Behinderten einbezogen wer- 
den, bei denen ein Schutzbedürfnis besteht. Das Ver- 
waltungsverfahren ist zu vereinfachen, die Beschäf- 
tigungspflicht, das Quotensystem und die Funktion 
der Ausgleichsabgabe sind zu überprüfen, den Werk- 
stätten für Behinderte muß im Schwerbeschädigten- 
gesetz ebenso Rechnung getragen werden wie den 
Schwerbeschädigtenbetrieben. 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Rehabilitation 
finden sich in verschiedenen Gesetzen (beispiels- 
weise der Reichsversicherungsordnung, dem Bundes- 
versorgungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und 
dem Arbeitsförderungsgesetz). Eine weitestgehende 
Angleichung der Rechtsgrundlagen sowohl hinsicht- 
lich der Leistungen für den Behinderten als auch hin- 
sichtlich der Terminologie ist anzustreben. 

Von besonderer Bedeutung ist die Harmonisierung 
der Unterhaltsleistungen für die Zeit der beruflichen 
Ausbildung oder Umschulung. Soweit dies nicht im 
Verwaltungswege geschehen kann, sind auch die 
Nebenleistungen, wie Taschengeld, Familienheim- 
fahrten usw., durch Änderung der gesetzlichen Vor- 
schriften anzugleichen. 


6. Erschließung neuer Berufstätigkeiten 
für die Behinderten 

Die Ausbildung und Umschulung muß über die her- 
kömmlichen Behindertenberufe hinausgehen. Dies 
gilt insbesondere für die berufliche Rehabilitation 
behinderter Mädchen und Fauen. Eine zukunftsorien- 
tierte Ausbildung soll den Behinderten in die Lage 
versetzen, sich im Wettbewerb zu behaupten. So er- 
öffnet der technische Fortschritt beispielsweise im 
Bereich der Elektronik und der Datenverarbeitung 
den Körperbehinderten gute Berufschancen. Der Ar- 
beitsmarkt muß ständig auf geeignete Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für Behinderte überprüft wer- 
den, um frühzeitig Folgerungen für die Aus- und 
Fortbildung ziehen zu können. 

7. Koordinierung von Forschung und 
Dokumentation 

Notwendig ist eine gegenseitige Unterrichtung und 
Abstimmung über laufende oder geplante For- 
schungsvorhaben und ein Austausch der Forschungs- 
ergebnisse, um Doppelarbeit zu vermeiden. Hier 
kommt beispielsweise der Entwicklung und For- 
schung auf dem Gebiet der technischen Rehabili- 
tationshilfen ebenso Bedeutung zu wie der Entwick- 
lung besonderer Methoden für die berufliche Bildung 
der Behinderten oder der Erforschung der Umwelt- 
einflüsse sowie der Reaktion der Umwelt auf den 
Behinderten. 

Eine einheitliche, auch die Erfahrungen des Auslan- 
des einbeziehende, allgemein zugängliche Dokumen- 
tation der Rehabilitation würde einer allseitigen 
Information sehr nützlich sein. 

8. Schaffung einer einheitlichen 
Rehabilitationsstatistik 

Zuverlässige Unterlagen über Zahl und Art der Be- 
hinderten sind bisher nur für einzelne Teilgebiete 
der Rehabilitation vorhanden; in weiten Bereichen ist 
man auf Schätzungen angewiesen. Benötigt werden 
jedoch umfassende statistische Unterlagen über den 
jährlichen Zugang an Behinderten, über ihren Alters- 
aufbau, über die verschiedenen Gruppen von Ein- 
richtungen der Rehabilitation, ihre Belegung und die 
anfallenden Kosten sowie über den Erfolg der Reha- 
bilitationsmaßnahmen. Sie sind zu schaffen. Gesetz- 
liche Grundlage hierfür bietet insbesondere der XII. 
Abschnitt des Bundessozialhilfegesetzes über die 
Sicherung der Eingliederungshilfe für Behinderte. 

9. Beseitigung baulicher und technischer 
Hindernisse 

Die Behinderten dürfen im täglichen Leben nicht Um- 
weltbedingungen vorfinden, die sie ständig und 
schmerzlich an die Tatsache ihrer Behinderung er- 
innern und sie von der Teilnahme am gesellschaft- 
lichen und kulturellen Leben ausschließen, Stufen, 
Treppen, zu enge Türen, Türschwellen usw. stellen 
für die Behinderten nicht selten unüberwindliche 
Hindernisse dar. Die öffentlichen Dienststellen, Ge- 
bäude und Verkehrsmittel müssen den Behinderten 
ebenso zugänglich sein wie Theater, Kirchen und 
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Einkaufszentren. Die Bau- und Verkehrsplanung 
muß den Belangen der Behinderten Rechnung tragen. 
Im Rahmen der Förderungsmaßnahmen des sozialen 
Wohnungsbaus ist auf eine ausreichende Zahl be- 
hindertengerechter Wohnungen hinzuwirken. Ver- 
waltung und Wirtschaft sind anzuhalten, durch bau- 
liche und technische Maßnahmen Erleichterungen für 
Behinderte am Arbeitsplatz, in Ausbildungsstätten 
und Schulen zu schaffen. 

10. Aktivierung der Öffentlichkeitsarbeit, 
insbesondere Abbau von Vorurteilen gegen 
die Behinderten 

Alle Förderungsmaßnahmen werden letztlich nicht 
zur erfolgreichen Eingliederung des behinderten 
Menschen in die Gesellschaft führen, wenn es nicht 
gelingt, die in der Öffentlichkeit oftmals noch be- 
stehenden Vorurteile abzubauen und den Behinder- 
ten so die Chance zu geben, sich als vollwertige 
Mitglieder der modernen Gesellschaft zu begreifen. 
Hierzu ist die Intensivierung einer gezielten und 
sorgfältig abgestimmten Aufklärungsarbeit sowohl 
gegenüber den Behinderten als auch den nichtbehin- 
derten Mitbürgern erforderlich. Ein jeder sollte er- 
kennen, daß der Grat zwischen Gesundheit und Be- 
hinderung nur schmal ist und er schon morgen selbst 
ein Behinderter sein kann. 

11. Teilnahme am Leben der Gemeinschaft 

ln engem Zusammenhang mit der Öffentlichkeits- 
arbeit stehen jene Maßnahmen, die dem Behinderten 


' die Teilnahme am täglichen Leben außerhalb von 
Arbeit und Beruf erleichtern sollen. Es muß gewähr- 
leistet sein, daß auch den Behinderten in gleicher 
Weise wie den Nichtbehinderten die für die Allge- 
meinheit vorhandenen Einrichtungen zur Verfügung 
stehen. Dazu gehört auch die Schaffung von Begeg- 
nungsmöglichkeiten für Behinderte mit Nichtbehin- 
derten und eine auf die speziellen Wünsche und 
Bedürfnisse der Behinderten abgestellte Freizeit- 
gestaltung und Erholungsfürsorge. 

Das behinderte Kind ist in besonderem Maße auf 
Hilfe und Betreuung angewiesen; diesem Anliegen 
Rechnung zu tragen wird ein Schwerpunkt des 
Aktionsprogramms sein. 

t 

Dieses Aktionsprogramm bedarf der Mitarbeit aller 
an der Rehabilitation beteiligten Stellen in Bund, 
Ländern und Gemeinden, der gesetzlichen Träger 
der Rehabilitation, der Sozialpartner, der Kirchen, 
der Wohlfahrtsverbände, der Organisationen der 
I Beschädigten und Behinderten und ihrer Familien. 

; Vor allem aber bedarf es der Mitarbeit des Behin- 
I derten selbst, seines Willens und seiner Bereitschaft, 
das Handicap der Behinderung zu überwinden. Das 
Programm bejaht das gegliederte System der Reha- 
bilitation mit der Selbstverwaltung seiner haupt- 
' sächlichen Träger, es will in bestehende Zuständig- 
keiten nicht eingreifen, sondern aufrufen zu einer 
engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit - zum 
Wohle der Behinderten. 
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